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Vorbemerkung

Das Land Brandenburg hat mit Gesetz vom 24.6.1991 die Euro-
pa Universität Frankfurt/Oder und die Technische Universi-
tät Cottbus gegründet. Ivlit Schreiben vom 17.1.1992 hat es

den Ttissenschaftsrat gebeten, zur Aufnahme der beiden Uni-
versitäten in das Hochschulverzeichnis zum Hochschulbauför-
derungsgesetz Stellung zu nehmen, und im Juni 1992 Denk-

schriften der Gründungssenate vorgelegt.

Da der Wissenschaftsrat zum Standort Cottbus bereits mit
seinen Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaftena) sowie

zu den Fachhochschulen2> in den neuen Ländern Stellung
genonmen hat, konzentriert sich die vorliegende Stellung-
nahme zunächst auf die Universität Frankfurt/Oder.

Der Vüissenschaftsrat hat zur Vorbereitung seiner Stellung-
nahme eine Arbeitsgruppe eingesetzt, der auch Sachverstän-
dige angehörten, die nicht Mitglieder des Vtissenschaftsra-
tes sind. Ihnen ist er zu besonderem Dank verpflichtet.

Die Arbeitsgruppe hat die "Europa-Universität Viadrina
Frankfurt (Oder)". am 8. September L992 besucht und die
Planungen mit Vertretern von Land und Universität erörtert.
Die Arbeitsgruppe hat sich zusätzlich durch einen Besuch am

25. September einen Eindruck über den Aufbaustand der Tech-

Empfehlung zu den Ingenieurwissenschaften an den Uni-
wersitäten und Fachhochschulen der neuen Länder, in:
Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschulland-
schaft in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin,
Teil rI, Köln L992, S. L45-234.
Empfehlung zur Errichtung von Fachhochschulen in den
neuen Ländern, in: Empfehlungen zur künftigen Struktur,
a.a.O., S. 45-L44.

r-)

2>
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nischen universität cottbus verschafft. Dazu wird eine ge-
sonderte Stellungnahme vorbereitet.

Der l{issenschaftsrat hat die Stellungnahme am 22.L.L993
verabschiedet.

\-
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A. Ausgangslage

I. Ausbauplanungen des Landes im Hochschulbereich

I.l-. Prognose für den Studienplatzbedarf

Das Land stützt sich in seiner Ausbauplanung auf ein von
der Hochschul-Informations-System GmbH (HIS) entwickeltes
Berechnungsmodell für Prognosen von Studienanfänger- und

Studentenzahlen in Brandenburg. Dabei wird für das Land
Brandenburg ein modifiziertes Verfahren zur Festlegung
einzelner Modellparameter verwendet, das der Situation der
bislang unzureichenden Hochschulausstattung des Landes und
des bis zur Neugründung von Hochschulen vorhandenen hohen

Studentenexports Rechnung trägt. Für die drei verwendeten
Modellvarianten unter Berücksichtigung unterschiedlicher
Entwicklungen im Fachhochschulbereich wurden auf der Basis
einer angenoflrmenen Bevölkerungszunahme ab l-995 folgende
minimale und maximale Studentenzahlen bis zum Ende des

Prognosezeitraums errechnet :

Prognosen für Studentenzahlen an Universitäten
und Fachhochschulen des Landes Brandenburg

(Deutsche und Ausländer)

1996

2000

2 010

14.100

30.000

48.400

15.500

35. s00

55.500

Quelle: HIS, Vorausschätzung der Studienanfänger- und Stu-
dentenzahlen in Brandenburg. Zielprojektion bis zum
Jahr 20L0. 2. Entwurfsfassung, Mai L992.
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Die Prognoserechnung unterstellt für die Zukunft eine Er-
weiterung des wirtschaftlichen und kulturell-en Ballungsrau-
mes Berlin auf die brandenburgische Umgebung. Die schon
jetzt überfüLIten Berl-iner Hochschulen und die hohen BerLi-
ner Mietpreise begründen die Annahme, daß qualifizierte
brandenburgische Hochschulen für Studenten attraktiv sein
werden. Umgekehrt unterstel-l-t die Prognose auch f ür die
Zukunft eine intensive Nutzung des breitgefächerten Ber1i-
ner Studienangebots durch brandenburgische Landeskinder
(L7 20*), deren AusmaB allerdings entscheidend von der
Entwicklung der brandenburgischen Hochschullandschaft
abhängen werde.

Ausgehend von maximaL 10.200 (minimal 8.300) erwarteten
Studienanfängern - mit deutlicher Steigerung bis zum Jahr
2005 sollen nach der Landesplanung 9.600 Studienanfänger-
plätze bereitgestellt werden. Die Aufteilung auf die Uni-
versitäten und I'achhochschulen solL im Verhältnis 6 .200 ztJ

3.400 oder 64,68 zu 35t4t erfolgen. Insgesamt plant das

Land, bis zum Jahr 2000 rund 40.000 flächenbezogene Stu-
dienplätze zu errichten, davon bis zlr 408 an Fachhochschu-
Ien. Bis 1996 sollen bereits rund 34.400 Studienplätze zvr
Verfügung stehen. Dazu sind vom Land inzwischen drei Uni-
versitäten mit geplanten 5.330 Studienanfänger- bzw. 24.000
flächenbezogenen Studienplätzen und fünf Fachhochschulen
mit sechs Standorten und geplanten 2.800 Studienanfänger-
bzw. 9.800 fIächenbezogenen Studienplätzen sowie die Hoch-

schule für FiIm und Fernsehen gegründet worden. Die Univer-
sität Potsdam sowie die Fachhochschulen und die Hochschul-e

für Film und Fernsehen sind bereits in das Hochschulver-
zeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes aufgenommen

worden.
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T.2. Personalausstattung

Die Ausbauplanung sieht bis zum AbschluB der ersten Ausbau-

stufe Lgg6 die Bereitstellung von insgesamt 5.422 Personal-
stellen vor. Sie verteilen sich auf die einzelnen Hoch-

schularten wie folgt:

Universitäten (3)
Fachhochschulen (5)
Hochschule für Film
und Fernsehen

440
487

47

L.322
s84

2.542

Die Verteilung zwischen C4- und C3-Stellen an den Universi-
täten sol-I bis 1995 so erfolgt sein, daß sie den Schlüssel-
vorgaben des S 35 Bundesbesoldungsgesetz entspricht, der
für die ZahI der Professoren der Besoldungsgruppe C4 eine
Obergrenze von 56,25? an der Gesamt,zahl der P1anstellen der
Besoldunslsgruppen C3 und C4 vorsieht. Im Fachhochschulbe-
reich wird bis 1"996 eine Rel-ation von 60:40 von C3- zt C2-

Professuren angestrebt.

Hinsichtlich der weiteren personell-en Ausstattung der Fä-
cher ist vorgesehen, die Zahl der wissenschaftlichen Mitar-
beiter je C4-Professur in den Ingenieur- und Naturwissen-
schaften auf der Basis eines Richtwertes von 4:1 und in den

übrigen Disziplinen im VerhäItnis 2zI zu bestimmen. Bei den

Annahmen zum Bedarf an fachnahem, nichtwissenschaftlichem
Personal orientiert sich die Planung für Geistes- und So-
zj-alwissenschaften an der Relation 1:0r35 von Wissenschaft-
lern zu Nichtwissenschaftlern und für die Natur- und Inge-
nieurwissenschaften an der Relation 1:1. Im Haushalt L992

wurden insgesamt 3.100 Stellen ausgewiesen.

Wis s . MitarbeiterProfessoren Sonstige
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I.3. Finanzbedarf

Bei der Berechnung des rnvestitionsbedarfs orientiert sich
das Land an den Flächen- und Kostenrichtwerten des Rahmen-
plans für den Hochschulbau. Auf dieser Grundlage errechnet
das Ministerium für vtissenschaft, Forschung und Kultur und
unter Einschl-uB von studentenwohnheimen einen Gesamtinve-
stitionsbedarf von 2,756 Mil-l-iarden DM bis r.996. Davon
sol-len 2,356 Milliarden DM auf rnvestitionen im Rahmen des
Hochschulbaus entfallen. zur mittel-fristigen Finanzplanung
hat jedoch das Ministerium bis 1996 lediglich einen Betrag
von 1,842 Mill-iarden DM angemeldet. Auf die bereits in die
Anlage zum HBFG aufgenommenen sieben Hochschulen entfälrt
ein rnvestitionsbedarf von rund l-r4 Milriarden DM, davon
rund 670 Millionen DM auf die Fachhochschulen.

Das Land will al-le neun gepranten Hochschulen entsprechend
ihres mit fortschreitendem Aufbau steigenden Bedarfs mit
den erforderl-ichen laufenden Mitteln ausstatten. Für perso-
nal-- und Sachkosten stehen im Haushalt 1992 184,5 Millio-
nen DM zur Verfügung, davon für die drei Universitäten
148 Millionen DIvl.

Das Land geht davon aus, daß sich die personal- und Sach-
kosten mit Erreichen der ersten Ausbaustufe von 34.400
räumlichen Studienplätzen nach heutigem preisniveau auf
etwa 480 Millionen DM bel-aufen werden, davon 59 Millionen
DM für Sachmittel. Der Anteil der drei Universitäten sol1
dann bei 372 Millionen DM liegen, darunter 48 Millionen DM

für Sachkosten. Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kultur hat diesen Betrag für die mittelfristige Finanz-
planung angemeldet.
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II. Auftrag und Profil der Europa-Universität Viadrina
Frankfurt/Oder

II. ]. Stellung der Universität innerhalb der Hochschulpla-
nung des Landes

Die Neugründung einer Universität in Frankfurt an der Oder,
dem einstigen Standort der l-81-L nach Breslau verlagerten
"Universitas Viadrina", ist Bestandteil des Gesamtkonzeptes
des Landes für den Aufbau einer differenzierten, an den

spezifischen Interessen Brandenburgs ausgerichteten Hoch-

schullandschaft. Das Land erwartet von seinem Hochschul-
und Wissenschaftssystem wesentliche Beiträge z\ seiner
ökonomischen, sozialen und kulturel-Ien Entwickl-ung; zudem

soll es die Identitätsbildung des Landes unterstützen.

Über die ihr zugedachte regionale Funktion hinausführend,
sol-l die Universität Frankfurt/Oder als "Europa-Universi-
tät" einen Beitrag zur kulturel-Ien Verständigung zwischen
Polen und Deutschen und darüber hinaus zur Verbindung Ost-
europas mit Zentral- und Vtesteuropa Ieisten. Dazu bedarf es

nach Ansicht des Gründungssenats entsprechender Neuorien-
tierungen der Kultur-, Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten. Das Land sieht in dem gepJ-anten spezifischen Lehrange-
bot in Frankfurt/Oder eine sinnvolle Ergänzung zum Lehran-
gebot der Berliner Universitäten. Zugleich hofft man, auch

dem vorhandenen polnischen Studieninteresse in dieser Re-

gion mit dem Studienangebot Rechnung zu tragen.

TT.2. Gründung und Profil

Mit der Verabschiedung des Brandenburgischen Hochschulge-
setzes im Juni 1991 hat der Landtag die Voraussetzungen z\r
Neugründung einer Universität in Frankfurt/Oder geschaffen.



10

Die Universität wurde am 15. Juli 1991 durch Rechtsverord-
nung des Ministers für Wissenschaft, Forschung und Kultur
neu gegründet.

Nach dem Vtil-Ien der Landesregierung sol-l- die Hochschule ihr
Profil- durch

starken Europabezug

- Wahrnehmung einer Brückenfunktion, insbesondere zu den
osteuropäischen Nachbarn und

Konzentration auf Studiengänge in Rechtswissenschaften,
Wirtschaftswissenschaften, Kulturwissenschaften sowie auf
interdisziplinäre Kombinationsstudiengänge mit interna-
tional-er Ausrichtung

erhalten. Mit diesem eingeschränkten Fächerangebot ist sie
die kl-einste Universität des Landes; das Land verfolgt mit
dieser Entscheidung für eine vergleichsweise kleine Hoch-
schule das wissenschaftspolitische Zie1, die seiner Beur-
teilung nach offenkundigen Effizienzverluste groBer lvlassen-
universitäten zu vermeiden. Standortbedingt wird davon
ausgegang€n, daß sie den höchsten Ausländeranteil unter den v
Hochschul-en des Landes erreichen wird. Es ist beabsichtigt,
in all-en Studiengängen 30 v.H. polnische Studenten aufzu-
nehmen.

Der von der Landesregierung eingesetzte Gründungssenat hat
folgende Struktur für die erste Aufbauphase der Hochschule
vorgeschlagen:

Juristische Fakultät,
- Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät,
- Kulturwissenschaftl-iche Fakultät,

Zentrale Betriebseinheit Sprachvermittlung.



l- t_

Die Errichtung der Juristischen, der Wirtschaftswissen-
schaftlichen sowie der KuLturwissenschaftlichen Eakultät
r,furde vom lvlinister für Wissenschaft, Forschung und Kultur
bestätigt.

Folgende grundständige Studiengänge wurden beschlossen und

sollen künftig angeboten werden:

Betriebswirtschaftslehre (Diplom) mit traditioneller und

internationaler Ausrichtung (ab L992/93),

- Wirtschaftsinformatik (Diplom) (erst 1993/94),

- Vol-kswirtschaftslehre (Diplom) mit einer starken inter-
nationalen Komponente zusätzlich zum traditionellen Lehr-
angebot (ab L992/ 93),

- Rechtswissenschaft (Staatsexamen) (ab L992/93),

- Kulturwissenschaften (Diplom) (erst 1993 /S+1.

Langfristiges Ziel ist die Errichtung einer Universität,
die die Studiennachfrage im Bereich der Rechts-, Wirt-
schafts- und Kulturwissenschaften mit Ausnahme der Lehrer-
bildung, die in Potsdam konzentriert werden soll, aus den

östlichen Landesteilen von Brandenburg abdecken, einen
hohen Anteil ausländischer Studenten vor allem aus den

osteuropäischen Nachbarstaaten aufweisen und sich darüber
hinaus den Fragestellungen des Systemwandels in Osteuropa
und des Verhältnisses "West-/Ost-Europa" annehmen so1I. Der

Entwicklung postgradualer Studienangebote soll innerhalb
der Konzeption ein besonderes Augenmerk geschenkt werden.

Die Ausrichtung der Universität Frankfurt/Oder als "Europa-
Universität" beruht auf Vorgaben der Landesregierung. Da-

nach soll die Universität durch vielfältige wissenschaft-
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liche Kooperationen einen Beitrag zur kul-turellen zusanmen-
arbeit zwischen west- und osteuropa leisten. Einen schwer-
punkt im Rahmen dieser internationalen Ausrichtung soll das
zusammenwirken mit Hochschulen und Hochschuleinrichtungen
der Republ-ik Polen bilden. Ein besonderes Augenmerk sorl
ferner auf verbindungen z\ skandinavischen und baltischen
Hochschulen liegen.

Nach Auffassung des Gründungssenats muB sich das Lehrange-
bot an einer Grenzranduniversität mit Anspruch auf Europa-
orientierung von Lehrangeboten anderer Hochschulen substan-
tie1l unterscheiden und so gestartet sein, daß der studien-
interessent das jeweilige Fach greichartig nicht an einer
entsprechend ausgerichteten anderen universität studieren
könnte.

III. Fachl-iche Struktur und Studienangebote

IIf . 1. Europa-Orientierung

Die universität gründet ihren Anspruch a1s "Europa-univer-
sität" nicht aIlein auf ihre Grenzlandlage. Durch ein posi-
tives Echo aus Polen zu einer europäisch orientierten uni-
versität in Frankfurt/Oder ermutigt, hofft sie, an der
Normal-isierung der deutsch-polnischen Beziehungen im Rahmen

fortschreitender gesamteuropäischer Integration mitzuwirken
und dabei eine Brückenfunktion auszuüben. Aus ihrer Lage an
der Schnittstell-e der europäischen Gemeinschaften zu den
ehemals sozial-istischen Ländern Zentral- und Osteuropas
leitet sie eine darüber hinausweisende Aufgabe ab, einen
besonderen Beitrag z\r Zusammenarbeit in Forschung und
Lehre mit all-en osteuropäischen Völkern zv l_eisten. Der
Gründungssenat der viadrina hat die Europa-orientierung der
viadrina dahingehend festgelegt, daF ihre zentrale Funktion
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in der bilateralen deutsch-polnischen Kooperation bestehe,
um diesen Kern herum jedoch eine Kooperation mit Hochschul-
einrichtungen anderer europäischer Staaten angelegt sein
solle. Hierbei werden Frankreich und GroBbritannien eine
besondere Rolle zugemessen.

Aus der mit dem deutsch-polnischen Kooperationskern ange-

strebten Brückenfunktion im europäischen Raum leitet die
Gründungsdenkschrift im Hinblick auf die Struktur der Lehr-
und Forschungsbereiche zwei Schwerpunkte ab. Der europäi-
sche IntegrationsprozeB, insbesondere die Einbindung der
ehemals sozialistischen Staaten in diesen Prozep, verlangt
nach Auffassung des Landes Beiträge zweier Wissenschafts-
bereiche, die a1s

Ordnungswissenschaften ( Rechts- und hlirtschaftswissen-
schaften) und

- Orientierungswissenschaften ( interdisziplinär verflochte-
ne kulturwissenschaftliche Wissenschaf tsgebiete )

charakterisiert werden können.

Nach Ansicht des Gründungssenats bedarf es zur Realisierung
des beschriebenen Anspruchs zusätzlicher Elemente:

a) Gemischt-nationaler Lehrkörper

Dies bedeutet, daß zusätzlich zu den Planstellen, mit denen

die Faku1täten ausgestattet werden, ausreichende Mittel- für
Gastprofessuren in einem Umfang bereitzustellen sind, der
gewährleistet, daß in jeder Lehr- und Forschungseinheit
ständig ein beträchtlicher Anteil des Lehrpersonals aus den

ausländischen Partnerhochschul-en und von anderen ausländi-
schen Wissenschaftlern gestellt wird.
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b) Postgraduierten-Angebote (Master-programme, Weiterbil-
dung )

Dem Angebot im postgradualen Bereich sofl_ eine gleichge-
wichtige Bedeutung zukommen wie dem Angebot in den grund-
ständigen studiengängen. Für ausländische studieninteres-
senten, die über einen studienabschlup in ihrem Heimatland
verfügen, werden Programme angestrebt, die auf mindestens
ein Jahr, höchstens zwei Jahre ausgerichtet sind und die
mit einer akademischen Prüfung absch]ießen. Diese programme

sol-Ien aus "Modu1en" zusammengesetzt seinr so dap einzelne
Teile - namentlich im Rahmen unj-versitärer hleiterbildung -
auch in Kurzkursen studiert werden können.

c) Kooperation mit ausländischen Hochschulen und Hochschul-
einrichtungen

Hierfür werden konkrete Dauerkooperationen mit ausländi-
schen Hochschulen angestrebt. Kooperationsverträge bestehen
bereits mit den Universitäten Posen, Breslau und Stettin.
Interesse zu Zusammenarbeit ist von der Ecol_e Sup6rieure
de Commerce Reims und der Ecol-e des Hautes Etudes en Scien-
ces Sociales Paris signalisiert worden. lteitere Kooperatio-
nen werden angestrebt.

Ill.2. Fakultäten

2.L. Rechtswissenschaftliche Fakultät

Nach den Pl-änen des Landes wird ein Staatsexamensstudien-
gang Rechtswissenschaft ab Wintersemester L992/93 angebo-
ten, der durch internationale Schwerpunkte im Bereich von
Europarecht, Völkerrecht und Internationales privatrecht
ebenso seine besondere Ausprägung erhal-ten so11 wie durch
wirtschaftswissenschaftliche Studienanteile und einen obli-
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gatorischen Fremdsprachenanteil. Deshalb wird für das Juri-
stenausbildungsgesetz des Landes Brandenburg angestrebt,
die Vorgaben des Deutschen Richtergesetzes reformfreudig
auszuschöpfen. Dazu soll es zum einen eine über das übliche
Wahlfachangebot des internationalen Rechts hinausgehende

Schwerpunktsetzung ermöglichen und zum anderen den Prü-
fungsstoff durch zweL Vorprüfungen vor der ersten juristi-
schen Staatsprüfung verteilt und damit für die Bewältigung
durch die Kandidaten förderlich gestalten. Der Minister für
ttissenschaft, Forschung und Kultur hat darüber mit dem

Ivlinister der Justiz des Landes Brandenburg die Verhandlun-
gen auf genonrmen.

Für den Lehrbetrieb werden insgesamt L4 Lehrstühle a1s

erforderlich erachtet:

Bürgerliches Recht (5)
öffentliches Recht (6)
Strafrecht (2)

Die Ausrichtung des 14. Lehrstuhls soII durch die Fakultät
nach ihrer Konstituierung bestimmt werden. Das Land hat
sich noch nicht abschlieBend zu den VorstelLungen des

Gründungssenats geäupert, daß jeder Lehrstuhl bzw. jede
Professur mit 2 wissenschaftlichen Mitarbeitern/wissen-
schaftlichen Assistenten, einer Sekretärin sowie Personal-
mitteln für die Beschäftigung von 4 geprüften Rechtskandi-
daten a1s wissenschaftliche Hilfskräfte ausgestattet sein
so11.

Insbesondere die im Curriculum enthaltenen Studienanteile,
die sich nicht auf das deutsche Recht beziehen, solIen nach
den Vorstellungen des Landes von wissenschaftlichem Gast-
personal bestritten werden, das im Rahmen der angestrebten
Kooperationen mit ausländischen Hochschul-en gewonnen werden
sol1.
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2. 2. Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät

Die Fakurtät wird die studiengänge "Betriebswirtschaftsl-eh-
re" mit

a ) einer national-en Komponente
( traditionel-ler Diplom-Kaufmann )

b) einer international-en (auf die europäische Gemeinschaft
orientierte) Komponente

und "Volkswirtschaftslehre" mit einer starken internationa-
1en Komponente zusätzlich zum traditionellen Lehrangebot ab
Wintersemester L992/93 anbieten.

Die europäische und internationale Ausprägung solI die
Äquivalenz mit den üblichen wirtschaftswissenschaftlichen
Studiengängen nicht gefährden. Eine weitere europäisch-
orientierte Komponente liegt in der angestrebten Zwei-
sprachigkeit des akademischen Unterrichts, nämlich Deutsch
und Engli-sch.

Das wirtschaftswissenschaftliche Grundstudium an der Fakul--
tät sol-l das methodische Rüstzeug und die allgemein erfor-
derlichen Basiskenntnisse für Ytirtschaftswissenschaftler
vermitteln und damit den Studienanforderungen anderer Uni-
versitäten entsprechen. Ein dieser Zielsetzung entsprechen-
der Fächerkatalog beinhaltet neben den Propädeutika auch
Einführungen in die Betriebswirtschaftsl-ehre, Volkswirt-
schaftsl-ehre und Rechtswissenschaft und umfapt zusätzl-ich
eine interdisziplinäre Komponente.

Für die Studierenden einer i-nternationalen Vertiefung in
den Vtirtschaftswissenschaften ist nach Ablegung des Vordi-
ploms ein Ausl-andssemester vorgesehen. Das Sprachdeputat
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soll so auf das Grundstudium verteilt werden, dap es nach

fünf Semestern abgeschlossen werden kann

Im Hauptstudium des volkswirtschaftlichen Studiengangs
internationaler Ausrichtung wird gegenüber dem traditionel--
len volkswirtschaftlichen Studiengang ein volkswirtschaft-
Iiches Prüfungsfach durch "Sprache und Kultur" ersetzt.
Zusätzlich bleibt den Studierenden die Möglichkeit, über
das Wahlpflichtangebot eine individuell gewünschte Richtung
studieren zu können; das kann auch ein weiteres (drittes)
volkswirtschaftliches Fach sein (Bausteinprinzip) .

Das europäische Profil des international ausgerichteten
Studiengangs für Betriebswirte kommt in der Aufnahme der
Fächer "internationales Management" als ein Pfl-ichtwahlfach
und "Sprache und Kultur" in dem Pflichtfächerkanon zum

Ausdruck.

Zur Sicherstellung des notwendigen Lehrangebots der
FakuLtät sind folgende Lehrstühle (C4) vorgesehen:

Volkswirtschaftslehre: 6

Betriebswirts chaf ts lehre :

Quantitative Methoden: 2

metrie )

8

(Schwerpunkte: Statistik, Ökono-

Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kul-tur hat
einen weiteren Studiengang "Wirtschaftsinformatik" geneh-
migt, über den gegenwärtig noch in den Gründungsgremien
beraten wird. Dabei wird davon ausgegangenr daB der Stu-
diengang in seinen nicht-wirtschaftswissenschaftlichen
Anteilen mit zusätzlichen SteIIen für sechs C4-Professuren
sowie für insgesamt 38 wissenschaftliche und nichtwissen-
schaftliche l,Iitarbeiter abzudecken ist. Die wirtschaftswis-
senschaftl-iche Lehrkapazität, die der Studiengang erfor-
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dert, sol1 durch zusätzliche Stell-enausstattung der Lehr-
einheit Wirtschaftswissenschaften gesichert werden.

Die Absicht, einen Studiengang "Wirtschaftsphysik" im Zuge

des weiteren Ausbaus der Universität einzurichten, wird
nach Auskunft des Landes vorerst nicht weiter verfolgt,
doch bleibe es dem später aus der Hochschule heraus z1)

wähl-enden ersten Senat vorbehal-ten, darüber zu entscheiden.

2.3. Kulturwissenschaftliche Fakultät

AIs Einrichtung an einer neuen Universität, die zu einem

besseren Verständnis der europäischen Vergangenheit und

Gegenwart beitragen soI1, soll die Kulturwissenschaftliche
Fakultät nach den Vorstellungen des Landes einen transkul-
turellen und interdisziplinären Ansatz verfolgen. Im Unter-
schied zum vorherrschenden Verständnis der Geisteswis-
senschaften, das in der Tradition des deutschen Idealismus
keine argumentative, handlungsbezogene Auseinandersetzung
mit den sozialen, kulturel-Ien und politischen Realitäten
der Gegenwart führe, soI]en sich danach die Kulturwis-
senschaften nicht als bloBe Vermittlungswissenschaft einer
kompensatorischen, von der Wirklichkeit der modernen Le-

bensbereiche ablenkenden Bildung verstehen. Insofern sollen
sie nicht ein allgemeinbildendes Anhängsel der bej-den eher

praxisbezogenen anderen Fakultäten bilden, sondern deren

Fragestellungen aus einem umfassenden Verständnis von Ku1-

tur heraus aufgreifen. Der Integration geistes- und sozial-
wissenschaftlicher Erkenntnispotentiale kommt nach dieser
Konzeption der Kul-turwissenschaftlichen Fakultät eine be-
sondere Bedeutung zlJr die auch auf die Arbeit der Rechts-
und lrTirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten einwirken
soII.
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vor dem Hintergrund dieser grundsätzlichen orientierung
erhäIt die Kulturwissenschaftliche Fakultät an der Europa-

universität nach den Planungen des Landes eine dreifache

Funktion:

l-. Die Entwicklung und Betreuung eines eigenständigen kul-
turwissenschaftl-ichen studiengangs unter EinschluB kom-

parativer und interdisziplinärer Arbeitsweisen. An das

Grundstudium, in dem insbesondere die Methoden der be-

teiligten Fachwissenschaften vermittelt werden so11en,

schlieBt sich ein Hauptstudium an, in dem die integrati-
ven Elemente der Kulturwissenschaften Gestalt gewinnen

sollen, aber auch verstärkt Lehrangebote aus den beiden

anderen Fakultäten aufgenommen werden. Dabei soIl die
Integration der Disziplinen im Hauptstudium problem-

orientierte Studien und Verbindungen mit den Rechts- und

Wirtschaftswissenschaften ermög1ichen, die zu Berufspro-
filen führen, die sich vom traditionellen Lehrerberuf
unterscheiden.

2. Die Entwicklung von weiterführenden Studiengängen (Auf-
baustudienr "MaSters-Programme" nach angelsächsischem
Muster, Promotionsstudien) mit besonders enger Anbindung

an das Forschungsprogramm der Kulturwissenschaftlichen
Fakultät und mit besonderem Interesse für ausländische
studierende. Gedacht ist auch an die l[öglichkeit, ej-n

Forschungskolleg einzurichten, ä[ dem durch starke Be-

teiligung ausländischer Gastprofessoren die spezifische
interkul-tureIIe Forschung dauerhaft institutionalisiert
wird.

3. Das Angebot einführender, erqäozender und integrierender
Lehrveranstal-tungen für die rechts- und wirtschaftswis-
senschaf tlichen FakuItäten .
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Mit der Betonung vergleichender perspektiven und Erkennt-
niswegen sollen die Kulturwissenschaften j-n I'rankfurt/Oder
nach Auffassung des Landes über die vornehmlich deskripti-
ven orientierung der bisherigen Regionalstudien hinausfüh-
ren. rm unterschied zur herkömmlichen praxis der Diszipli-
nen wilr sich Frankfurt/oder zusätzlich die Aufgabe stel--
Ien, Sprache, Literatur und Geschichte als zentrale Berei-
che kultureller Identitätsbildung und -veränderungen mög-
lichst im Rahmen umfassender "Kulturthemen', z1J behandeln.

Der angestrebte Diplomstudiengang "Kulturwissenschaften,'
soIl von den eigenständigen und kritischen Traditionen der
Fachwissenschaften ausgehen, in ihnen jedoch bewuBt nach
Ansätzen zu vergleichender und interdiszipli-närer Arbeit
suchen. In diesem Sinne sind vier verschiedene ELemente
vorgesehen, die im Grund- und Hauptstudium unterschiedlich
gewichtet werden und deren konkrete Ausformung eine Funk-
tion des jeweiligen fachwissenschaftlichen Ausgangspunkts
sein solI:

1. Disziplinorientierte Schwerpunkte

Geschichte, insbesondere Sozial-, Wirtschafts- und KuI-
turgeschichte, aber auch Vtissenschafts- und Theoriege-
schichte; darüber hinaus die Geschichte Ost-Europas.

Sozialwissenschaften, insbesondere Vergleichende Kultur-
soziologie, Kul-turanthropologie, Vergleichende Politik-
wissenschaft und Staatslehre sowie Vtirtschafts- und So-
zialgeographie.

Sprach- und Literaturwissenschaften unter besonderer
Betonung vergleichender Ansätze sowie der Einbeziehung
der Fachsprachendidaktik a1s "Mutterdisziplin" für die an
der Europa-Universität z\ leistende Fremdsprachenver-
mittlung.
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2. Problemorientiertes Querschnittsstudium unter dem Leit-
gedanken einer thematisch spezifizierten Interdiszipli-
narität.

Lehrangebote aus den Bereichen der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften als wesentlicher Teil des mit der
Begründung der Fakultät intendierten fntegrationsprozes-
SES.

Betonung des Erlernens und der aktiven Anwendung von

Fremdsprachen in Grund- und Hauptstudium. Von den Stu-
dierenden des Studiengangs wird erwartet, daß sie am

Ende ihres Studiums fortgeschrittene Kenntnisse in zwei

Fremdsprachen, die Fähigkeit zur Lektüre einer dritten
Fremdsprache sowie einen Studien- und Praktikumsaufent-
halt in einem anderen europäischen Land nachweisen kön-
nen.

Für diese genannten Elemente des Studiengangs ist im Grund-

wie im Hauptstudium eine unterschiedliche Gewichtung vorge-
sehen. Nimmt im Grundstudium die Ausbildung in den einzel-
nen Disziplinen einen besonderen Raum ein, findet im Haupt-

studium die schon im Grundstudium begonnene Herausbildung
von thematischen und probl-emorientierten Schwerpunkten eine
besondere Ausprägung.

Nach Einschätzung des Landes bestehen für die Absolventen
des kul-turwissenschaftl-ichen Studiengangs besondere beruf-
liche Möglichkeiten im Bereich europäisch und international
orientierter Vtissenschafts- und Forschungseinrichtungen und

ihrer Organisationen, in Programmen der interkulturellen
Vermittlung sowie in lvledien- und Kommunikationsberuf en. Die

Absolventen solIen besondere Kompetenzen für Verwaltungs-
und Programmaufgaben europäischer Institutionen sowie für
die Wahrnehmung von V'Ieiterbildungsaufgaben mit internatio-
naler Ausrichtung erwerben
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Der V'Iettbewerbsvorteil, den Absolvent.en der kulturwissen-
schaftl-ichen Fakult.ät der Frankfurter Universität auf dem

Arbeitsmarkt hätten, wird vom Land insbesondere darin gese-
hen, daß ihr Studiengang in einem ungewöhnlich hohen MaBe

Elemente der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften ein-
schliepe und daB sie Fremdsprachen in einem überdurch-
schnittl-ichen MaBe beherrschten.

Neben der Entwicklung des Diplomstudiengangs strebt das
Land die Konkretisierung weiterführender Studienangebote
an. Sie wenden sich an Studierende, die bereits ein grund-
ständiges Studium absolviert haben und auf dieser Basis die
besondere Lehr- und Ausbildungsangebote der Kulturwissen-
schaftlichen Fakultät nutzen woIlen. Wie in den Überlegun-
gen für die der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftl-ichen
Fakul-täten der Universität ist daran gedacht, in thematisch
orientierten Aufbaustudien von ein bis zwei Jahren Dauer
nach dem Vorbild des angelsächsischen Master of arts (m.a. )

kulturwi-ssenschaftliche Studienabschlüsse zu vergeben. Zu

den weiterführenden Studienangeboten so11 auch die Möglich-
keit zur Promotion gehören.

Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Kulturwissenschaften
und den Rechts- und Wirtschaftswi-ssenschaften so1I zum

charakteristischen Schwerpunkt der Hochschule gehören.
Diese Zusammenarbeit weist Kulturwissenschaften in den
Studiengängen dieser Fakul-täten eine wichtige Aufgabe zu.
AIs mögliche Formen der Zusammenarbeit werden beraten:

Das Angebot von kulturwissenschaftlichen Propädeutika,
Lehrveranstaltungen und Zusatzprograflrmen zum besseren
Verständnis der kulturellen Bedingungen und Folgen un-
terschiedlicher Rechts- und Wirtschaftssysteme;

- besondere methodologische und methodenkritische Zusammen-

arbeit im Hinblick auf die Verbesserung vergleichender
Analysemodelle;
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- gemeinsame Colloquien, Fachtagungen, Gastvorlesungen und

Forschungsprojekte zu ausgewählten Fragen der Interdepen-
denz von ku1turellen, rechtlichen und wirtschaftlichen
Phänomenen oder fakultätsübergreifender neuer Forschungs-
gebiete.

Zur Aufnahme des Studienbetriebs im Wintersemester L993/94
sind z\r sofortigen Besetzung folgende C4-Professuren
ausgeschrieben worden :

Geschichte ( 3 )

Philosophie ( 1 )

Vergleichende Kul-tursoziologie, Kultur- und Sozialanthro-
pologie (2\
Politikwissenschaft ( I )

Wirtschafts- und Sozialgeographie (1)
Literaturwissenschaft (2)
Sprachwissenschaft (2)

III. 3. Master-Programme

Nach den Planungen des Landes sollen sowohl- in den Rechts-
als auch in den Wirtschaftswissenschaften Master-Programme
nach angelsächsischem Muster eingerichtet werden, die min-
destens ein Jahr, höchstens zwei Jahre umfassen. Im An-
schluB soI1 während eines dritten Jahres die Möglichkeit
zur Promotion geboten werden. Angestrebt wird ein Modul-
System, das für ausländische Studenten, sofern gewünscht,
auch eine ZerLLfizierung der einzelnen Abschnitte ermög-
Iicht. Die fachliche Konkretisierung dieser Programme ist
noch nicht abgeschlossen.
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Für die Rechtswissenschaften werden folgende Studienoptio-
nen diskutiert:

Recht und Institutionen der Europäischen Gemeinschaft;
Handels- und Vtirtschaf tsrecht ;

"Lega1 Culture".

In dem erst in den Grundzügen konzipierten Programm für die
lrlirtschaf tswissenschaf ten werden f olgende ZieIe verf olgt:

- Heranführung von Führungskräften aus früheren sozialisti-
schen Betrieben an marktwirtschaftl-iches Denken und mo-

derne Managementverfahren;

- Ausrichtung entsprechender Institutionen und Unternehmen

Mittel-- und Osteuropas auf die Europäische Gemeinschaft;

Ausrj-chtung administrativer und kultureller Institutionen
sowie von Unternehmen auf Mittel- und Osteuropa.

IV. Sprachenzentrum

A11e von der Hochschule angebotenen Studiengänge sollen
bereits in der Aufbauphase Fremdsprachenausbil-dung ent-
halten. Daher wird vom Land die Einrichtung einer zentralen
Betriebseinheit für die Sprachenvermittlung zur Aufnahme

des Studienbetriebs a1s unverzichtbar erachtet.

In der ersten Aufbaustufe sol-l- sich das Sprachenangebot
beziehen auf: Deutsch al-s Fremdsprache; Englisch; Franzö-
sisch; polnisch; Russisch; schwedisch; spanisch. Die fremd-

sprachliche Ausbildung soll zur fachsprachlichen Kommunika-

tionsfähigkeit führen. Dies impliziert auch die Entwicklung
entsprechender fachsprachlicher Unterrichtsangebote in den

einzelnen Fremdsprachen.
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Das Sprachenzentrum solI nach den Vorstellungen des Grün-
dungssenats die Fachsprachenvermittlung im wesentlichen
durch Lehrbeauftragte anbieten. Für die Hauptsprachen wer-
den 7 festangestellte Studienräte/Lektoren im Hochschul--
dienst als ausreichend angesehen, die selbst Unterricht
erteilen, im wesentlichen aber für die Organisation der
Sprachangebote zuständig sein soIlen. An nichtwissenschaft-
lichem Personal sind 2 Schreibkräfte und 2 wissenschaft-
Lich-technische lvlitarbeiter vorgesehen .

V. Bibliothek

Für die Unterbringung der Universitätsbibliothek sind ange-
mietete Räume in einem Flachtrakt des dem Hauptgebäude der
Hochschul-e benachbarten KongreBhotels vorgesehen. Zunächst
stehen 300 mz Nutzfläche für die Buchbearbeitung, den Aus-
leihverkehr und die Lehrbuchsammlung zur Verfügung. Eine
Erweiterung der Bibliotheksfläche auf ca. 700 m2 ist im
selben Gebäude bis 1993 möglich. Darüber hinaus steht über
die Anmietung einer HaIle der Bundeswehr ein ausreichend
dimensioniertes Magazin zur Verfügung. AIs reiner Nutzflä-
chenbedarf werden bis 1996 insgesamt 5.300 m2 errechnet.

Die Bibliothek so}l als einschichtiges Bibliothekssystem
unter einheitlicher Leitung und Verwal-tung aufgebaut wer-
den, das in einer Organisationseinheit herkömmliche zentra-
le und dezentrale bibliothekarische Funktionen umfapt.
Gegenwärtig verfügt die Bibliothek über rund 155.000 Mono-
graphien und rund 1.000 Zeitschriftentitel mit mehrjähriger
Rückergänzung; dieser Bestand solI kurzfristig auf 200.000
Bände ausgebaut werden. Für den Endausbau der Hochschule
mit 4.400 Studienplätzen bis 1995 soI1 ein Büchergrundbe-
stand von rund 500.000 Bänden aufgebaut werden.
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VI. Aufbaustand zum Wintersemester 1992/93

Nach den Vorgaben des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kultur des Landes Brandenburg wird bis l-996 als
Ausbauziel die Errichtung von 980 Studienanfänger- bzw.
4. 400 fl-ächenbezogene Studienplätzen angestrebt.

Im Rahmen der Ausbauplanung sind für die Universität insge-
samt 58 Professuren sowie L34 Ste]len für wissenschaftliche
Mitarbeiter und 21L Stellen für sonstiges Personal- vorge-
sehen. Für Investi-tionen sieht das Land einen Bedarf von
267 Millionen DM.

Zu Beginn des l{intersemesters L992l93 waren an der Univer-
sität insgesamt 448 Studierende, darunter L62 aus Po1en,

immatrikuliert. Ein Nachrückverfahren für deutsche Studie-
rende war zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen.

Die Einschreibungen verteilen sich auf die einzelnen Fakul-
täten und Studiengänge wie folgt:

Studierende Recht BlrtL VWL

Gesamt

darunter
Ausländer

234

58

165

73

49

34

Für die Rechtswissenschaftliche Fakultät wurden 13 Rufe
erteilt, davon sind sieben bereits angenommen. Sieben Erst-
plazierte lehren im Rahmen einer Lehrstuhlvertretung im
Wintersemester L992/93 an der Europa-Universität.

Für die tlirtschaftswissenschaftl-iche Faku]tät wurden elf
Rufe erteilt, davon sind fünf bereits angenontmen. Fünf
Erstplazierte lehren schon zum Wintersemester L992/93 im
Rahmen einer Lehrstuhlvertretunq. In zwei FäI1-en konnte
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lregen eines Habilitationsvorbehaltes der Ruf noch nicht
erteilt werden. Für drei Professuren wurden zunächst wegen

fehtender qualifizierter Bewerber keine Listen erstellt. Im

Bereich der Kulturwissenschaftlichen Fakultät lehrt bereits
ein auswärtiger Professor auf der Basis einer Abordnung,
ein weiterer Professor wird in der zweiten Semesterhälfte
auf der Basis eines Sabaticals an der Stanford University
ebenfall-s in Frankfurt lehren.

Die erste Ernennung eines Professors der Europa-Universität
erfolgte im Dezember L992, weitere sechs Ernennungen sind
für Januar 1993 vorgesehen.

Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter im Bereich der
Lehre werden im wesentlichen erst ab Anfang des Jahres l-993

besetzt werden. Im Bereich der Aufbaustäbe für die Fakultä-
ten sowie im Bereich der Bibliothek und der Universitäts-
verwal-tung sind derzeit 9 Stell-en für wissenschaftliche
Mitarbeiter beseLzL. Im Bereich des nichtwissenschaftlichen
Personals sind derzeit insgesamt 45 StelLen besetzt.

Der Haushaltsansatz für L992 sah Personalausgaben in Höhe

von 7rB Mil-lionen DM, Verwaltungsausgaben in Höhe von 214

Millionen DlvI und Ausgaben für Investitionen in Höhe von

8r7 Millionen DM vor.

A1s Gesamtflächenbedarf für Zwecke der Forschung und Lehre
wurde unter Berücksichtigung der Flächenrichtwerte des

2L. Rahmenplans für den Hochschulbau ein Bedarf von rund
18. 800 m2 Hauptnutzfl-äche veranschlagt (wirtschaftswissen-
schaften 5.500 m2, Rechtswissenschaften 5.300 m2, Kultur-
wissenschaften 4.000 m2, Wirtschaftsinformatik 3.100 m',
Sprachenzentrum 900 m2 ). Diese Zahlen schlieBen keine ge-
sonderten Flächen für HörsäIe und für die Forschung ein.
Zusätzlich wird bis 1996 von einem reinen F1ächenbedarf für
die Bibliothek von 5.300 m2 ausqegangen.
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zu Beginn des wintersemesters lg92/93 (stand 10.11.L992)
verfügt die universität über folgende Frächen mit unter-
schiedlicher Nutzung:

Bereich rnz Nutzfläche
Rektorat/Verwaltung
wissenschaf tlicher Bereich
Bibliotheken
Hörsä1e
fnsgesamt

552
435
s06

1.300
2.793

rm derzeit noch von anderen Landesbehörden genutzten Haupt-
gebäude stehen der universität derzeit 60 Räume zur verfü-
gung für:

L4 Lehrstuhlvertreter bzw. abgeordnete professoren und
deren wissenschaftliches und nichtwissenschaftliches
Personal

- die lt{itarbeiter der Universitätsverwaltung

- die it{itarbeiter des Fremdsprachenzentrums

- die Leitung der Universitätsbibliothek.

Die Universität nutzt zusätzliche Hörsaalkapazitäten an
zwei Standorten:

a) Im Gebäude des ehemaligen Instituts für Lehrerbildung
(ca. 15 Gehminuten vom Universitätshauptgebäude) drei
gröBere HörsäIe mit 480, 240 und 180 pl_ätzen sowie einen
übungsraum.

b) Im Flachtrakt des benachbarten KongreBhotels einen gro-
ßen, repräsentativen Hörsaal mit 600 plätzen.
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Die Universität verfügt über Mensaeinrichtungen

a ) in der renovierten lvlensa des ehemaligen Instituts f ür
Lehrerbildung (200 Plätze, Kapazität von 500 bis 600

Essen )

b) im Kantinenbereich des Instituts für Halbleiterphysik
(ca. fünf Gehminuten vom universitätshauptgebäude) mit
Cafeteriabetrieb und einer wie unter a) angegebenen Ka-

pazität

In angemieteten Räumen sind weiter untergebracht:

- die BenutzerabteiLung der Bibliothek und die Lehrbücher-
sammlung im Flachtrakt des KongreBhotels (eine Gehminute

vom UniversitätshauPtgebäude )

- das Ivlagazin der Bibliothek in einer von der Bundeswehr

angemieteten Lagerhalle .

Die Universität rechnet damit, ab Ende l-993 vol] über das

gegenwärtig auch von anderen Landesbehörden genutzte Uni-
versitätshauptgebäude mit rund 10. 000 mz Hauptnutzfläche
verfügen zu können. Sie sieht zusätzlich ausreichende FIä-
chen zu ihrer künftigen Entwicklung im innerstädtischen
odernahen Bereich gegeben:

auf dem angrenzenden Parkplatzgelände zur Errichtung
eines Erweiterungsbaus

- durch Erwerb des Gebäudekomplexes einer ehemaligen

Möbelfabrik in unmittelbarer Nähe des Hauptgebäudes

durch Nutzung des jetzigen Gebäudekomplexes des Instituts
für Halbleiterphysik nach Errichtung eines neuen, \^Iesent-
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lich klej-neren Institutsgebäudes auf einem bereits vor-
handenen Fundament

- durch sukzessive Übernahme des Komplexes des KongreBho-
tels nach dem Neubau eines modernen Hotels

- durch Übernahme des Ge1ändes des ehemaligen StraBenbahn-
depots der Stadt.



31

B. Stellungnahme

I. Allgemeines

Das Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) ermächtigt im Art.4
Abs.2 die Bundesregierung, durch Rechtsverordnung mit Z:u'

stimmung des Bundesrates Hochschulen oder Hochschuleinrich-
tungen in das Hochschulverzeichnis des HBFG aufzunehmen.

Als Voraussetzung gilt, daß die Einbeziehung in die Gemein-

schaftsaufgabe Hochschulbau wegen der Bedeutung für die
Gesamtheit hochschulpolitisch erforderlich ist. Dies ist
insbesondere dann anzunehmen, rrrenn zwischen der in die
Anlage aufzunehmend.en Hochschul-e oder Hochschuleinrichtung
und einer in der Anlage aufgeführten Hochschule eine Zusam-

menarbeit zum Zweck der wirksameren Erfüt1ung ihrer Aufga-
ben ermöglicht wird. Vor Erlap einer solchen Rechtsverord-
nung sotl der Wissenschaftsrat gehört werden.

Dabei sieht es der Wissenschaftsrat a]s seine Aufgabe an,

im Rahmen einer solchen Stetlungnahme auch Hinweise und

Empfehlungen zur wünschenswerten Struktur sowie z:ur fachli-
chen Ausrichtung und Schwerpunktbil-dung einer neugegründe-

ten HochschuLe zu geben. Deshalb sol1te ihm ein Antrag auf

Stellungnahme zum frühestmöglichen Zeitpunkt zusammen mit
dem Aufbaukonzept vorgelegt werden. Nach Ausarbeitung eines

Gründungskonzepts durch das dazu vom Land beauftragte Gre-

mium ist in der Regel bei der Neugründung von Hochschulen

der geeignete Zeitpunkt zur Stellungnahme. Für die neuen

Länder hat der Vtissenschaftsrat zum Neuaufbau der meisten
Fächer Empfehlungen ausgesprochen und für die Errichtung
neuer Fakultäten Stellungnahmen abgegeben. Sie enthalten
Hinweise zur Dringlichkeit einzelner Fakul-täten, zu Be-

darfsgesichtspunkten und zu möglichen Standorten. Darüber

hinaus hat er zur Strukturierung des Hochschulsystems den

Aufbau von I'achhochschulen empfohlen und Vorschläge z\T
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Fächerstruktur r ZD Kapazitäten und Standorten unterbreitet,
die bereits weitgehend aufgegriffen worden sind. Bei der
Neugründung von Universitäten in den neuen Ländern ist dem

Wissenschaftsrat daran gelegen, daß seine Strukturvorschl-ä-
ge mit den Planungen der Länder verzahnt werden. Eine sol--
che Verzahnung auch im Sinne eines zusanmenhängenden Sy-
stems von Hochschulen erfordert eine Befassung des Ttissen-
schaftsrates mit den Planungen der Länder, bevor durch die
Ausschreibungen von Professuren und ihre Besetzung sowie
die Zulassung von Studenten Präjudizien geschaffen worden
sind. Das Land Brandenburg hat im Falle der Universität
Frankfurt/Oder solche Fakten geschaffen, die den Empfeh-
lungsspielraum des Wissenschaftsrates grundsätzlich ein-
engen.

Obwohl das Land zum Zeitpunkt der Vorlage der Gründungs-
denkschrift bereits eine groBe Za}:.l von Professorenstellen
ausgeschrieben, den Beginn des Studienbetriebs zum Win-
tersemester L992/93 festgelegt und Vorkehrungen z'ür Zulas-
sung von Studenten getroffen hatte, hat der ttissenschafts-
rat unter Zurückstellung grundsätzlicher verfahrensmäBiger
Bedenken die vom Land vorgelegten Aufbaupläne für die Uni-
versität Frankfurt/Oder daraufhin geprüft, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen zur Aufnahme dieser Hochschule in das
Hochschul-verzeichnis des HBFG vorliegen. Er hat sich dabei
an seinen Empfehlungen zum Neuaufbau der Hochschulen in den

neuen Ländern orientiert, insbesondere an den Empfehlungen
zu Forschung und Lehre auf dem Gebiet der Rechtswissen-
schaft, zum Ausbau der Wirtschafts- und Sozial-wissen-
schaften und zu den Geisteswissenschaften.

Zum Aufbau der Rechtswissenschaften in den neuen Ländern
hat er darauf aufmerksam gemacht, daB der künftige Bedarf
an Juristen nicht zuverlässig zu ermitteln ist. Für die
notwendige Zahl juristischer Studienplätze gab er zudem zu
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bedenken, dap die Fakultäten in den alten Ländern einer-
seits seit Jahren überlastet seien, andererseits nach weit
verbreiteter Meinung mehr Juristen ausgebildet würden, als
dies vom Bedarf her notwendig und sinnvoll wäre. Zudem

verwies er auf die Schwierigkeiten, in wenigen Jahren eine
groBe ZahI von qualifizierten Professoren für neue juristi-
sche Bakultäten zu gewinnen. Im Rahmen eines abgestuften
Vorgehens beim Aufbau neuer Fakultäten hat er deshalb dem

Land Brandenburg empfohlen, zunächst nur einen Fachbereich
Rechtswissenschaft an der Universität Potsdam zu gründen

und sich in der ersten Aufbauphase auf diesen Fachbereich
zu konzentrieren. Bei späteren Planungen für eine weitere
Juristische Fakultät könne überlegt werden, ob sie in
Frankfurt/Oder errichtet werden solle.a)

Auch für den Aufbau der Wirtschaftswissenschaften hat der
Wissenschaftsrat betont, daß vor allem wegen der beschränk-
ten Möglichkeiten in personeller, aber auch in finanzieller
Hinsicht. eine zeitliche Streckung des Ausbaus auf drei bis
fünf Jahre unvermeidlich sei. Deshalb hat er dem Land Bran-
denburg empfohlen, zunächst nur eine Fakultät mit Betriebs-
wirtschaftslehre und VoLkswirtschaftslehre neu zu grün-
den.2) Darüber hinaus soIlte Betriebswirtschaftslehre an

den Fachhochschulen in Brandenburg, Cottbus und Senftenberg
angeboten werden.3)

Empfehlungen zur Forschung und Lehre auf dem Gebiet der
Reähtswisienschaft in den neuen Ländern, in: Empfehlun-
gen zur künftigen Struktur der Hochschullandschaft in
den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin, Teil It
KöIn L992, S. 4Lff, 44.
Empfehlungen zum Aufbau der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften an den Universitäten/Technischen Hochschu-
len in den neuen Bundesländern und im Ostteil von Ber-
Iin, in: Empfehlungen zur künftigen Struktur, a.a.O.,
s. 66, 80.
Empfehlungen zur Errichtung von
neuen Ländern, in: Empfehlungen
a.a.O., Teil II, S. 141f.

r-)

2>

FachhochschuLen in den
zur künftigen Struktur,

3)
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Die Stellungnahme hat zudem zu berücksichtigen, daß sich
mit den bereits in das Hochschulverzeichnis des HBFG aufge-
nommenen sieben Hochschulen eine Hochschulstruktur in Bran-
denburg abzeichnet, deren Auf- und Ausbau erhebliche Fi-
nanzmittel binden wird. Die Stellungnahme zur Universität
Frankfurt/Oder muB deshal-b das vom Land angestrebte Gesamt-
ausbauziel- und seine strukturelle Umsetzung unter EinschJ-uB
des erkennbaren Finanzbedarfs ebenso einbeziehen wie das
inhaltl-iche Konzept der bereits gegründeten Universität
Frankfurt, die begonnenen und geplanten Studiengänge sowie
die dazu vorgesehene Ausstattung, Infrastruktur und Unter-
bringung. Da sich die Verwaltung des Landes Brandenburg wie
die der anderen neuen Länder noch im Aufbau befindet und
aufgrund einer politischen Entscheidung die Errichtung der
Universität Frankfurt/Oder kurzfristig eingeleitet worden
ist, steht zur Beurteilung von Einzelfragen vielfach nicht
das dazu notwendige Datenmaterial zur Verfügung.

II. Zum Ausbauziel und seiner strukturel-len Real-isierung

Das Land hat umfangreiche demographische Berechnungen an-
gestelltr ürn Anhaltspunkte für den Bedarf an und die Nach-
frage nach Studienplätzen bis zum Jahre 2010 zu gewinnen.
Dabei sind Annahmen über Bevölkerungswachstum und -ztrzlrg,
die künftige Schulstruktur, den Altersaufbau der BevöIke-
rung, das Studierverhalten sowie den Studentenexport und

-import eingegangen, zu denen der I'Iissenschaftsrat ebenso
wenig Stellung nimmt wie zu den errechneten Prognosevarian-
ten bis zum Jahre 2010. Vielmehr erachtet er vor dem Hin-
tergrund der gegenwärtigen Bevölkerungszahl und der Wirt-
schaftsstruktur des Landes ein mittelfristiges Ausbauziel
von zunächst 34.400 fl-ächenbezogenen Studienplätzen auch
unter Einbeziehung der besonderen Tatsache, daß innerhal-b
des Flächenl-andes Brandenburg das Land Berlin mit seinen
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Hochschulen gegenwärtig rund 1l-5.000 f l-ächenbezogene Stu-
dienptätze zur Verfügung steIIt, iü, angemessen. Ob dieser
Ausbau - wie vom Land angestrebt - allerdings bereits bis
1996 erreicht werden kann, wird entscheidend davon abhän-

9€nr ob das für den Aufbau der Hochschulen notwendige qua-
Iifizierte Personal ge\,ronnen und die notwendigen Finanz-
mittel für Investitionen, Personal sowie Forschung und

laufenden Betrieb bereitgestellt werden können. Darüber
hinaus erforderte ein soLcher konzentrierter Aufbauschritt
auch besondere organisatorische Anstrenungen auf allen
Ebenen der Verwaltung, die sich gegenwärtig noch im Aufbau
befindet; der Aufbau und die Neustrukturierung von neun

neuen Hochschulen in wenigen Jahren stelIt eine Aufgabe
dar, die selbst von einer etablierten, anslemessen personell
ausgestatteten Hochschul- und Bauverwaltung kaum zu bewäI-
tigen wäre.

Ob und in welchem Zeitraum es hochschulpolitisch ratsam
erscheinen könnte, das weitergehende Ausbauziel der Landes-
planung von 40.000 fIächenbezogenen Studienplätzen anzu-
streben, sollte nach sorgfältiger Prüfung entschieden wer-
den, wenn die erste Ausbaustufe realisiert ist. Zur Begrün-
dung eines solchen Ausbauzieles ist aIlein der Hinweis auf
die BevöJ-kerungszahl und ein an der BevöIkerungszahl ausge-
richteter Vergleich mit anderen Bundesländern nicht in
ausreichendem MaBe tragfähig. Vielmehr bedarf es dazu der
Einbeziehung der Entwicklungen an den Hochschulen Berlins,
wie sie gegenwärtig u.a. mit dem Ziel einer Reduktion der
fIächenbezogenen Studienplätze um 15.000 auf l-00.000 vom

Land Berl-in beraten werden, sowie in den benachbarten Län-
dern. Die "Überei-nkunft über die Zusammenarbeit auf dem

Gebiet von Wissenschaft und Forschung zwischen dem Land

Brandenburg und dem Land Berlin" vom 25. September L992

bietet einen Ausgangspunkt zur gegenseitigen Information
und Abstimmungr üil "durch eine solche Zusammenarbeit die
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verfügbaren lv1itte1 besser zu nutzen". Nach Auffassung des

Wissenschaftsrates bedarf es jedoch im Hochschulbereich
darüber hinaus regionaler planerischer Abstimmungen und

Vereinbarungen, die zu einer quantitativen und qualitativen
Gesamtplanung für den Raum Berlin-Brandenburg verdichtet
werden sollten. Bis zum Vorliegen zumindest der fachlich
konkretisierten Pl-äne zum Abbau von Studienplätzen in Ber-
1in kann deshalb ein Entlastungseffekt durch den Aufbau
Brandenburgischer Universitäten in seiner gesamten Be-
deutung für die Region nicht beurteilt werden.

Die zunächst angestrebten 34.400 Studienplätze will das

Land an drei Universitäten mit rund 24.000, fünf Fachhoch-
schulen mit rund l-0.000 sowie der Hochschufe für Film und
Fernsehen mit rund 500 Studienplätzen aufbauen. Das Ausbau-
zieL der bereits in die Anlage zum HBFG aufgenommenen Hoch-
schulen beträgt knapp 23.000 fl-ächenbezogene Studienplätze.
Dies entspricht rund 5.500 Studienanfängerpfätzen. Nach den

Bedarfsberechnungen von HIS ist mit dieser Nachfrage etwa
im Jahre 2000 zu rechnen. Unter diesen quantitativen Be-
darfsgesichtspunkten hätte es einer besonderen Eile z:ur

weiteren Neugründung von zwei Universitäten und zum Stu-
dienbeginn an diesen Hochschulen bereits zum Wintersemester
L992/93 nicht bedurft.

Mit den fünf Fachhochschulneugründungen an sechs Standorten
(Brandenburg, Potsdam, ltildau, Cottbus/Senftenberg (FH Lau-
sitz), Eberswalde) greift das Land die Empfehlungen des

Vtissenschaftsrates auf. Der nach den jetzigen Planungen des
Landes angestrebte Aufbau von rund 10.000 Studienplätzen an

Fachhochschulen im Rahmen des vom ttissenschaftsrat für
angemessen erachteten Ausbauziels von 34.400 Studienplätzen
für alle Hochschulen des Landes entspricht jedoch nicht der
Bedeutung, die dem Fachhochschulsektor nach den Struktur-
empfehlungen des ltissenschaftsrates zukommen sollte, und
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erlaubt es dem Land nicht, das selbstgesteckte Ziel von

zunächst einem Drittelanteil der Fachhochschulen zu errei-
chen. Der vom Land für das Jahr 2000 angestrebte Anteil von

408 der Studienanfängerplätze für den Bereich der Fachhoch-

schulen wird kaum zu realisieren sein. Die vorgesehene
Verteilung der Studienanfängerplätze von 6.200 für Univer-
sitäten und 3.400 für Fachhochschulen bis zum Jahre 2000

entspricht diesem strukturel-1en Ausbauziel nicht. Der !tis-
senschaftsrat bittet deshalb das Land, bei seinen weiteren
Planungen mittelfristig innerhalb der Gesamtzahl von 34.400
Studienplätzen einen Anteil von 408 für die Fachhochschulen
zugrunde zv J-egen.

Die geplanten universitären Studienpl-ätze Brandenburgs
sol-Ien sich zu rund einem Viertel- auf Sprach- und Ku1-

turwissenschaften sowie Sport verteilen; rund 30t sind für
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften vorgesehen;
rund 43t der Studienplatzkapazitäten sind der Mathematik,
den Natur- sowie den Ingenieurwissenschaften gewidmet. I{it
dieser Fächerverteilung l-assen die Planungen des Landes

deutliche Akzentsetzungen für den Bereich der Rechts- und

Wirtschaftswissenschaften sowie der Ingenieurwissenschaften
erkennen. Der Wissenschaftsrat begrüpt die Entscheidung des

Landes, angesichts der Ausbildungskapazitäten im Bereich
der Medizin an den Hochschulen des Landes Berlin auf den

Aufbau medizinischer Fächer zt verzLchten; dies gilt auch

für die Agrarwissenschaften.

Der Wissenschaftsrat anerkennt die intensiven Bemühungen

des Landes Brandenburg, mit der Schaffung einer differen-
zierten Hochschulstruktur dem Gebot der EinheitLichkeit der
Lebensverhältnisse im Bereich des Hochschulwesens zu ent-
sprechen. Er sieht dazu den Aufbau von rund 34.400 flächen-
bezogenen Studienplätzen zunächst als ausreichend an und

ist auf der Grundlage der vom Land vorgelegten Bedarfsbe-
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rechnungen der Auffassung, daB die danach voraussehbare
Nachfrage nach Studienplätzen eine zeitlj-che Streckung des
Auf baus erlaubt. Ej-ne sol-che Streckung böte dem Land die
Möglichkeit, einen Hochschulgesamtplan zu entwickeln und in
diesem Rahmen die strukturellen Ausbauziele für Universitä-
ten und Fachhochschulen stärker aufeinander abzustimmen.
Darüber hinaus könnten die Hochschul- und Bauverwaltungen
in die von ihnen zu bewäl-tigende groBe Aufbauaufgabe hin-
einwachsen.

III. Zum Finanzbedarf

Nach überschlägigen Berechnungen des lrlissenschaftsrates
sind für die Errichtung von 10.000 Fachhochschulstudien-
pIätzen rund 800 Millionen DM (in Preisen von l-989) erfor-
derlich, die jedoch durch Nutzung vorhandener Bausubstanz
reduziert werden könnten. Dabei ist allerdings zu berück-
sichtigen, daß die Umnutzung ehemaliger Kasernengebäude
nicht in allen FäIlen zu niedrigeren Kosten führt als die
Errichtung vergJ-eichbarer Neubauflächen für die besonderen
Bedürfnisse der Hochschulen. Der Wissenschaftsrat ist des-
halb der Auffassung, daß die vom Land für den Aufbau der
geplanten Fachhochschulstudienplätze geschätzten Investi-
tionskosten von rund 670 Millionen DM zu knapp bemessen

sind.

Für die geplanten drei Universitäten schätzt das Land den
mittelfristigen Investitionsbedarf auf rund 1,6 Milliarden
DM. Eine Plausibilitätsberechnung auf der Grundlage der
vorgesehenen landesweiten Fächerverteilung und der fortge-
schriebenen Kostenrichtwerte des Rahmenplans zeigt, dap die
Gesamtbaukosten unter EinschluB der Ersteinrichtung um

mindestens 100 Millionen DM höher liegen dürften. Darüber
hinaus ist in Rechnung zu stellen, daB erfahrungsgemäp
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gerade im Bereich der experimentell-en Naturwissenschaften
und der Ingenieurwissenschaften die Richtwerte des Rahmen-

plans deutlich unter dem tatsächlichen Bedarf liegen. Zudem

ist zu berücksichtigen, daß in einer richtwertorientierten
Berechnung die Kosten für Grunderwerb sowie für Hörsaalge-
bäude, Bibliotheken und andere InfrastrukturmaBnahmen wie
Mensa sowie Aupenanlagen nicht einbezogen sind, so daB nach

Auffassung des Wissenschaftsrates selbst unter Einbeziehung
vorhandener Bausubstanz auch der vom Land emechnete Inve-
stitionsbedarf für die Universitäten als zu knapp gelten
muß.

Da dem Wissenschaftsrat keine Daten z:ur finanziellen Lei-
stungsfähigkeit des Landes Brandenburg vorliegen und eine
Einschätzung der künftigen Einnahmeentwicklung auch kaum

zuverlässig möglich erscheint, mup offen bl-eiben, ob die
notwendigen Investitionsmittel zum Aufbau von 34.400 Stu-
dienplätzet, deren Errichtung das Land bis l-996 plant, im

Landeshaushalt bereitgestellt werden können. Dies ist die
Voraussetzung für eine zeitnahe Finanzierung der geplanten
AusbaumaBnahmen Brandenburgs im Rahmen des Hochschul-bauför-
derungsgesetzes. Der Wissenschaftsrat bittet das Land, auf
der Grundlage seiner finanziel-Ien Möglichkeiten das Ausbau-
progranm zu überprüfen und nötigenfalls durch Konzentration
der verfügbaren Mitte1 auf einzel-ne Standorte bzw. Fakultä-
ten sowie durch zeitl-iche Streckung der ersten Ausbaustufe
sicherzustellen, daß Einrichtungen geschaffen werden, die
in der Lage sind, ihren Auftrag in Lehre und Forschung auf
einem wissenschaftlichen Niveau zu erfü}Ien, das mit den

Hochschulen anderer Länder vergleichbar ist. In diese Über-
prüfung sollten auch Umfang und Struktur der verfügbaren
Personalstellen einbezogen werden. Denn nur dann kann die
Landesregierung das übergeordnete Ziel- verwirkl-ichen, der
jungen Generation in Brandenburg ein konkurrenzfähiges
Ausbildungsangebot im tertiären Bereich bereitzustellen.
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Der Wissenschaftsrat bekräftigt seine grundsätzliche Posi-
tion, daB bei knappen Ressourcen der konzentrierte VoIIaus-
bau an einem Standort Vorrang haben mup vor einem nur teiL-
weisen Ausbau mehrerer Standorte mit der Gefahr, das
notwendige Ausstattungsniveau an keinem Standort zu errei-
chen.

IV. Zum Konzept für den Aufbau der Hochschul-e

Mit der doppelten Namensgebung Europa-Universität und Via-
drina signalisiert das Land einen hohen Anspruch, der in
der internationalen Ausrichtung mit europäischem Schwer-
punkt und einer deutsch-polnischen Hochschulkooperation zum

Ausdruck kommen soll, für die der Standort Frankfurt/Oder
günstige geographische Voraussetzungen bietet. Um einen
deutsch-polnischen Kooperationskern herum so1l die Univer-
sität in Forschung und Lehre Brückenfunktionen zwischen
West- und Ost-Mitteleuropa wahrnehmen. Dabei spielen nach
Auffassung des Landes Disziplinen, die zur binnenstaatli-
chen, zwischenstaatlichen und überstaatlichen Strukturie-
rung Europas beitragen können, eine besondere Rolle. Zt
ihnen gehören maBgeblich die Rechtswissenschaft und die
Wirtschaftswissenschaften, die den Hauptbestandteil- der
Universität Frankfurt/Oder bilden sol-len. Neben diese Ord-
nungswissenschaften so11en nach den Planungen des Landes

die Orientierungswissenschaften treten, die ihr fachliches
Zentrum in den Geisteswi-ssenschaften haben; sie sollen sich
in Frankfurt/Oder einer fach- und 1änderübergreifenden,
vergleichenden Thematisierung von Kultur widmen. Mit diesen
drei fachlichen Schwerpunkten soLl sich für die Universität
die Möglichkeit eröffnen, ein scharf akzentuiertes - lrenn

auch enges Profil zu entwickeln, das in den geplanten
Fakultäten seine institutionelle Grundlage haben und seine
fachliche Ausprägung erfahren solI. Die geringe Gröpe der
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Hochschule bietet aus Sicht des Landes die Chance, die
Ausbil-dung der Studenten effizienter aIs an gröBeren Uni-
versitäten zu gestalten.

IV.1. Juristische Fakultät

Das Land hat in den Universitäten Potsdam und Erankfurt/
Oder zwei Juristische Fakul-täten zur gleichen Zeit gegrün-
det, die ihren Studienbetrieb bereits aufgenommen haben.
Die Befürchtungen des Wissenschaftsrates, daB es zu Schwie-
rigkeiten bei der Gewinnung qualifizierter Professoren
kommen werde, wenn eine grope Zahl- Juristischer Fakultäten
zur gleichen Zeit neu aufgebaut wird, haben sich a1s be-
gründet erwiesen. Al-ferdings haben die Erfahrungen der
neuen Länder in kurzer Zeit bereits gezeigt, daß der Bedarf
an Juristen auf aLl-en Ebenen der Verwaltung, aber auch in
der Wirtschaft groß ist, zumal die Bereitschaft juristisch
ausgebildeter Experten aus den alten Ländern, sich länger-
fristig beim Aufbau der neuen Länder zu engagieren, be-
grenzt ist und die Abordnungen aus den alten Ländern von

vornherein zeitlich befristet vereinbart worden sind. Die
Emichtung von Studienplätzen im Rahmen einer weiteren
Juristischen Fakultät in Brandenburg trifft auf eine er-
kennbare Nachfrage bei Studienanfängern. Hinzu kommt ein
besonderes Interesse Pol-ens an einem rechtwissenschaftli-
chen Studienangebot in der Grenzregion.

Die Notwendigkeit, sich bei der Ausbildung von Juristen am

Deutschen Richtergesetz zu orientieren, engen die Spielräu-
me z\T Entwicklung eines eigenständigen Profils der Frank-
furter Hochschul-e von vornherein einr so daB eine deutlich
unterschiedliche Profilbildung gegenüber der Universität
Potsdam nicht erwartet werden kann. Der vorgesehene Stu-
diengang so1I zum juristischen Staatsexamen führen und ist
in der Grundstruktur des Lehrangebots darauf ausgerichtet.
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Er folgt dabei weitgehend den Vorgaben einer traditionellen
Juristenausbildung. Dabei sind das siebte und achte Seme-

ster als einjährige Wiederholungs- und Examensvorberei-
tungsphase konzipiert, in deren Mittelpunkt Repetitorien
nach dem Vorbild kommerziel-Ier Anbieter sowie Kolloquien
zur Vorbereitung auf die mündliche Prüfung stehen. Damit
ist ein Viertel der vorgesehenen Regelstudienzeit der un-
mittelbaren Prüfungsvorbereitung gewidmet.

Die Planungen schöpfen die durch die Reduzierung des übli-
chen Wahlfachkatalogs gegebenen Möglichkeiten zur konse-
quenten Schwerpunktsetzung und Profilschärfung nicht aus.
Dies gilt sowohl für die international-e Ausrichtung aIs
auch für Themen, die im Zusammenhang mit der Umstrukturie-
rung von Wirtschaft und Gesel-lschaft in den Ländern des

ehemaligen Ostblocks stehen. Das Wahlfachstudium "Interna-
tionales Recht" geht im Studienplan nicht über das herkömm-

l-iche Angebot anderer juristischer Fakultäten hinaus; mit
der europäischen Orientierung trägt die Hochschule ledig-
lich einer allgemein zu beobachtenden Entwickl-ung Rechnung.

Sol-Ien hier deutlichere Akzente gesetzt werden, müFte dies
Niederschlag in der Ausrichtung der Lehrstühle und der
vorgesehenen Personalstruktur finden, insbesondere durch
weitere Lehrstühle für Grundlagenfächer wie Rechtstheorie
und Rechtsgeschichte. Im Sinne der vom Land angestrebten
international-en Ausrichtung der Hochschule wäre bei der
weiteren Konkretisierung der Planung zu beachten, daB eine
Verzahnung mit den anderen Fakul-täten um gemeinsam orien-
tierende gesellschaftliche Aufgabenstellungen herum er-
folgt. Sie müBten schlieBlich Ausdruck in den künftigen
Forschungsaktivitäten der Fakultät finden, die noch z1r

entwickeln sind.

Der Anspruch einer internationalen Ausrichtung und Schwer-
punktbildung erfordert zv seiner Real-isierungi eine gröBere
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Konzentration der wissenschaftl-ichen Bemühungen in Lehre
und Studium, a1s es aus den Planungen erkennbar ist. Diese
Notwendigkeit steht in einem Spannungsverhältnis zu dem

Bemühen der Hochschule, durch eine stärkere Verschulung des

Studiums eine Verkürzung der Studienzeit zu bewirken. Mit
Blick auf dieses ZieI bedarf die Integration wirtschafts-
wissenschaftlicher Grundlagen, von Fremdsprachenanteilen
und kulturwissenschaftl-ichen Elementen in den Studiengang
weiterer Überlegungen; eine bloBe Addition würde sich stu-
dienzeitverlängernd auswirken oder von den Studierenden
nicht angenommen werden. Zugleich setzt das Deutsche Rich-
tergesetz (S 5) hier Grenzen. Eine abschliepende Stellung-
nahme ist deshalb zu diesem Studiengang nicht möglichi z:u-

dem befindet sich die brandenburgische Justizausbildung
noch im Landesgesetzgebungsverfahren. Der Wissenschaftsrat
hält es für notwendig, dap dabei die notwendigen Spielräume
zur Profilierung des Studiengangs gegeben werden, und bit-
tet das Land, die personellen Grundlagen zur I'Ieiterentwick-
lung des Studienangebots zu schaffen.

Der Wissenschaftsrat unterstützt die Absicht des Landes,
bei den weiteren Planungen einem zusätzlichen Angebot im
postgraduierten Bereich angemessene Bedeutung zukommen z!
lassen. Dabei sollten sich die weiteren überlegungen für
sogenannte "Master-Programme" auf den Bereich der wissen-
schaftlichen Fortbildung konzentrieren. Wenn es gelingt,
diese Programme interdisziplinär und interkulturell auszu-
richten und mit einem wechselseitigen Forschungsaustausch
über deutsches und ausländisches Recht zu verbinden, könnte
sich daraus ein interessantes Studienangebot entwickeln. Es

sollte jedoch nicht nur ausl-ändischen Juristen mit Berufs-
erfahrung, sondern auch deutschen Interessenten offenste-
hen. Vor Aufnahme solcher Programme wird das Land gebeten
zu prüfen, ob die Fakultät über ausreichendes Personal ver-
fügt, das sich dieser besonderen Aufgabe widmen kann.
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Für das Angebot von "Master-Programmen" im Sinne von For-
schungsstudien, die ebenfalls interdisziplinär und inter-
kulturell- mit geographischem Schwerpunkt in OstmitteJ-europa
ausgerichtet sein sollten, sieht er al-l-erdings gegenwärtig
keine Voraussetzungen gegeben, da angesichts der frühen
Aufbauphase der Hochschule noch kein tragfähiges For-
schungsfundament der neugegründeten Fakultät besteht. Dazu

müpten auBerdem die Kulturwissenschaften über die traditio-
ne1len fachlichen Dienstleistungen hinaus in die Programm-

entwicklung einbezogen werden; denn von ihnen sind ztsät'z'
liche innovative Impulse zu erhoffen.

Die Bemühungen des Landes zur Profilbildung der Frankfurter
Hochschule im Bereich der Rechtswissenschaften werden durch
die Einrichtung eines Collegium Polonicum in Slubice unter-
stützt, in dem polnische Studenten des Frankfurter Stu-
diengangs Rechtswissenschaft ihre landesspezifische Rechts-
ausbildung erhatten. Damit sind nach Auffassung des lrlissen-
schaftsrates in der deutsch-polnischen Grenzregion bei-
spielhaft die Voraussetzungen für einen gemeinsamen Stu-
diengang im Aufbau, der unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Rechtssysteme für bestimmte Studienanteile
eine gemeinsame Ausbildung deutscher und polnischer Studen-
ten vorsieht.

IV .2. Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät

Das Land hat seine ursprüngliche Absicht, gleichzeitig in
potsdam und Frankfurt/Oder zwei wirtschaftswissenschaftli-
che VoI1-Fakultäten aufzubauen, inzwischen überprüft und

beabsichtigt nun, sich in der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät der Universität Potsdam vorerst
auf den Aufbau eines Studiengangs Volkswirtschaftslehre mit
einem starken Bezug zur Sozialwissenschaft zu konzentrie-
ren. Darüber hinaus sol-1 dort hlirtschaftswissenschaft für
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das Lehramt der Sekundarstufe II und für das berufliche
Lehramt angeboten werden. Nach gegenwärtigem Planungsstand
ist der Aufbau einer Vo1l-Fakultät für Wirtschaftswissen-
schaften zunächst nur am Standort Frankfurt/Oder vorgese-
hen.

Nach den vom Land getroffenen Entscheidungen weicht die
)eLzL vorgesehene Verteilung der fIächenbezogenen Studien-
plätze auf die Studiengänge Volkswirtschaftsl-ehre und Be-

triebswirtschaftslehre deutlich von den Verteilungsstruk-
turen in den alten Ländern ab. Während dort die Studien-
p1ätze garlz überwiegend der Betriebswirtschaftslehre gewid-
met sind, zeichnet sich in Brandenburg eine Struktur mit
einem volkswirtschaftl-ichen Übergewicht ab. Die günstigere
Personalsituation für die Besetzung von Professuren im

Bereich der Volkswirtschaftslehre kann eine solche Ver-
teilungsstruktur nicht rechtfertigen. Die tatsächliche
Bedarfsstruktur sowohl bei der Nachfrage nach Studienplät-
zen a1s auch nach Absolventen IäFt es nach Auffassung des

Wissenschaftsrates dringend geboten erscheinen, die Gewich-
te zwischen den beiden Studiengängen neu zu verteilen; denn

ein besonderer Bedarf für Absolventen der Volkswirtschafts-
lehre ist nicht erkennbar. Dies gilt selbst unter Berück-
sichtigung der Tatsache, daß die Wirtschaftswissenschaften
flächendeckend Zulassungsbeschränkungen unterliegen. Der

Wissenschaftsrat bittet deshal-b das Land dringend, diese
Aufbauplanung zu überprüfen. Er empfiehlt dem Land, die
Volkswirtschaftslehre der Universität Potsdam zunächst
nicht weiter aufzubauen und keinen grundständigen Studien-
gang einzurichten. Bereits zugelassenen Studenten soll-te
der Abschlup ihrer Studien in Frankfurt/Oder ermöglicht
werden. Das Lehrangebot für Nebenfachstudenten sowie für
die Lehramtsstudiengänge der Universität Potsdam könnte
durch eine Minimalausstattung in Potsdam mit zwei Volkswir-
ten und zwei Betriebswirten sowie Lehrimport bereitgestellt
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werden. Für Frankfurt/Oder empfiehlt er eine Verteilung der
Studienplätze zwischen Betriebswirtschaftsl-ehre und Volks-
wirtschaftslehre im Verhältnis von zwei zu eins.

Die in Frankfurt vorgesehenen Studiengänge Betriebswirt-
schaftslehre und Volkswirtschaftslehre orientieren sich
weitgehend an vergleichbaren Studiengängen etablierter
Universitäten der al-ten Bundesländer. Nach dem Wil]en des

Landes sollen sie jedoch einen internationalen Akzent er-
halten und sich in Lehre und Forschung dem Transformations-
prozep der Wirtschaftssysteme in den ostmitteleuropäischen
und osteuropäischen Staaten zuwenden. Der Vtissenschaftsrat
unterstützt die Absicht zur Schwerpunktsetzung im Bereich
standortbezogener Aufgabenstellungen. Eine soLche Profil-
bildung findet gegenwärtig allerdings in den Lehrstuhlwid-
mungen und den Studienpl-änen nur ansatzweise ihren Aus-
druck; sie bedarf der deutlichen Verstärkung, um das gegen-
wärtige Regelangebot inhaltlich zu erweitern. Gelingt dies
nicht, bliebe ein wichtiges Element des selbstgestellten
Anspruchs nach deutlicher Differenzierung gegenüber dem

Lehrangebot anderer Hochschulen uneingelöst. Die im Aufbau
befindliche Faku1tät mup sich dieser Aufgabe mit Unterstüt-
zung des Landes intensiv annehmen und sollte dabei externen
Rat einbeziehen.

Nach Auffassung des l{issenschaftsrates wäre es sinnvoll und

notwendig, durch Pflichtveranstaltungen aus dem Bereich der
Rechtswissenschaft sowie durch sprachliche und kulturwis-
senschaftliche Anteile die international ausgerichteten
Studiengänge besonders zu akzentuieren. Dazu bedarf es

jedoch noch weiterer intensiver Überl-egungen der Fakultät,
um im Interesse der Konkurrenzfähigkeit der Hochschule,
aber auch aus übergeordneten wissenschaftspolitischen Grün-
den heraus zu vermeiden, daß diese Anteil-e lediglich addi-
tiv dem traditionellen Studienangebot angegliedert werden
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und studienzeitverlängernd wirken. Es sollte vielmehr Ziel
der notwendigen weiteren Ausgestaltung der Studiengänge

sein, die innovativen Elemente in die studiengänge so za

integrieren, daB unter vertretbarer zeitlicher Reduzierung

traditioneller Studienanteile die Studierbarkeit in 8 Seme-

stern sichergestellt ist. Die )etzt vorgeschlagene Lösung,

dieses ziel durch streichung des Faches Finanzwissenschaft

als Prüfungsfach für Volkswirte zu erreichen, scheint nicht
die geeignete Methode: vielmehr muB der gesamte traditions-
übliche Ausbildungsinhalt neu gestaltet werden, um eine

tragfähige volkswirtschaftliche Ausbildung zu gewährlei-
sten. Die Absicht, als eine Option im Studiengang Betriebs-
wirtschaftslehre einen DiplomabschluB weitgehend ohne in-
ternationale Grundkomponenten anzubieten, sollte hingegen

nicht weiterverfolgt werden, da die Absolventen kein kon-

kurrenzfähiges Ausbildungsprofil aufwiesen.

Die Konkretisierung der hTeiteren Strukturierung der grund-

ständigen Studiengänge Betriebswirtschaftslehre und Volks-
wirtschaftslehre ist eine vordringliche Aufgabe der Hoch-

schule und d.es Landes und sollte deshalb Vorrang vor r^Ieite-

ren Planungsüberlegungen zur Einrichtung von "Master-Pro-
grarnmen" haben, die gleichwohl mittelfristig geeignet sein
könnten, auf den bestehenden wissenschaftlichen Fortbil-
dungsbedarf in d.en Nachbarländern ebenso einzugehen wie auf

spezifische Berufsfortbildungsinteressen deutscher Be-

triebs- und Volkswirtschaftler. Dazu ist es jedoch zunächst

notwendig, daB die Faku1tät durch erfolgreiche Berufungen

personell in die Lage versetzt wird, das Normalangebot der
grundständigen Studiengänge bereitzustellen, und sich all-
mäh1ich die Kompetenz erwirbt, die zur Durchführung zusätz-
Iicher "Master-Programme" in der angegebenen Richtung not-
wendig ist.
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unter Einbeziehung der geplanten personalressourcen für die
Studiengänge Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschafts-
lehre plant das Land die Einrichtung eines Studienganges
hlirtschaftsinformatik. Der l{issenschaftsrat ist grundsätz-
lich der Auffassung, daß an Standortenr än denen die Wirt-
schaftsinformatik aufgebaut werden soll, die Kerninformatik
mit einer Fakultät vertreten sein sollte.a> Die vorgesehe-
ne Ausstattung der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
mit Professuren im Bereich der Betriebswirtschaftslehre und
Volkswirtschaftslehre entspricht lediglich der vom Wissen-
schaftsrat für absolut notwendig gehaltenen Anzahl von
Kernlehrstühlen, deren Besetzung jedoch noch nicht gesi-
chert ist. Die zusätzliche Ausstattung für die l{irtschafts-
informatik ist nach Auffassung des Vtissenschaftsrates für
das Angebot eines grundständigen Studiengangs nicht ausrei-
chend. Zudem stehen qualifizierte Bewerber zur Besetzung
der vorgesehenen Professuren gegenwärtig nicht in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung; eine Herabsetzung der Qualifi-
kationsanforderung:en bei der Ausschreibung solcher Stellen,
wie von der Fachkommission des Gründungssenats erwogen,
kann kein geeigneter Weg sein, eine konkurrenzfähige Vflirt-
schaftsi-nformatik aufzubauen. Der Ttissenschaftsrat emp-

fiehlt deshalb dem Land, alle Kräfte auf den personellen
Aufbau der Studiengänge Betriebswirtschaftslehre und Volks-
wirtschaftslehre zu konzentrieren und l{irtschaftsinformatik
zu einem Y{ahlfach in diesen Studiengängen zu entwickeln.

Empfehlungen zum Aufbau der l{irtschafts- und Sozial-
wissenschaften an den Universitäten/Technischen Hoch-
schulen in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin,
in: Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschul-
landschaft in den neuen Ländern und im Ostteil von
Berlin, Teil I, KöIn L992, S. 69.

1)
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Für den Aufbau eines Studiengangs Vtirtschaftsphysik, dessen

Einrichtung das Land dem Gründungssenat der Frankfurter
Hochschule anheim gestellt hat, sieht der Ttissenschaftsrat
keinen Bedarf. Er empfiehlt deshalb dem Land, Planungen in
diese Richtung nicht weiterzuverfolgen und die Ressourcen

auf die jetzt eingerichteten Studiengänge zu konzentrieren.

In diesem Zusammenhang sollten auch die Überlegungen für
ein interdisziplinäres Zentrum für internationale Kommuni-

kation nicht fortgeführt werden.

IV.3. Fakultät für Kulturwissenschaften

Neben den bislang weitgehend traditionell ausgerichteten
Fakultäten für Rechtswissenschaft und für Wirtschaftswis-
senschaften wird der Kulturwissenschaftlichen Fakultät
besondere Bedeutung für das künftige Profil der Universität
Frankfurt/Oder zukommen. Dabei wird es entscheidend darauf
ankommen, ob es der Kulturwissenschaftlichen Fakultät ge-

lingt, sowohl ein eigenständiges Lehrangebot bereitzustel-
len als auch d.ie integrative fachliche Zusammenarbeit mit
den anderen drei Studiengängen der Hochschule zu prägen.

Sie sollte über die Lehre hinaus durch gemeinsame For-
schungsanstrengungen der beteiligten Fakultäten gestaltet
werden.

Der internationale und interkulturelle Vergleich soll den

Fokus der geplanten Faku1tät bilden und zugleich Orientie-
rungspunkt für Forschung und Lehre in den anderen beiden
Fakul-täten sein. Um jedoch Grundlage für eine gemeinsame

Zielsetzung in der Zusammenarbeit aller Fakultäten zu wer-
den, bedarf es in der Aufbauphase einer Konzentration des

gegenwärtig noch offenen Konzepts auf Räume und Regionen,

für deren Erforschung und Analyse Frankfurt/Oder einen
besonderen Standortvorteil entwickeln könnte. Der frühe
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Planungsstand erlaubt es dem Wissenschaftsrat nicht, hierzu
abschlieBend Stellung zu nehmen.

Die Neugründung einer Universität kann günstige Bedingungen

zur Realisierung des Konzeptes bieten, wie es die Kultur-
wissenschaftliche Fakultät verfolgt. Für seine Ent'faltung
könnte es ein Vorteil sein, dap die beiden anderen Fakul-
täten für ihre eigene Profilbildung der intensiven Zusam-

menarbeit mit den Kul-turwissenschaften bedürfen, so daB sie
die Chance erhalten, in I'orschung und Lehre die Universität
zu prägen. Der Standort Frankfurt/Oder eröffnet in besonde-
rem MaBe die Möglichkeit, die Zusammenarbeit mit Osteuropa
in Forschung und Lehre zur Geltung zu bringen.

Angesichts des frühen Planungsstandes besteht in diesem
Bereich eine besondere GestaltungsnotwendigkeS-t, der sich
die in Gründung befindliche Fakultät mit groBer Intensität
annehmen mup. Bei der Besetzung der ausgeschriebenen Pro-
fessuren solIte deshalb das Land bereits in den Berufungs-
verfahren darauf hinwirken, daB bei der Auswahl der Bewer-

ber auf ihre Kompetenz frj.r interdisziplinäre Kooperation
und interkulturellen Vergleich geachtet wird und sich die
künftigen Professoren auf das Grundkonzept der Hoqhschule
und die fachliche Ausrichtung der Kulturwissenschaftlichen
Fakultät verpflichtet fühIen. Die eng begrenzte personelle
Ausstattung der einzelnen Disziplinen der Fakultät erfor-
dert es, daB bei der Besetzung der Professuren auf die
breite methodische Kompetenz geachtet wird. Für die Rea}i-
sierung eines solchen Konzeptes ist es von groBer Bedeu-
tung, daB das Land im Rahmen der Berufungsverhandlungen auf
eine Residenzverpflichtung hinarbeitet. Eine auf wenige
Tage pro Woche begrenzte Präsenz wäre keine angemessene

Grundlage zum Aufbau dieser wie auch der beiden anderen
Faku1täten.
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Nach den Planungen d.es Landes soIl mit einem kulturwissen-
schaftlichen Studiengang zum Wintersemester L993/94 begon-

nen werden. Dieser Studienbeginn verpflichtet die Fakultät,
bis dahin d.as fachliche Konzept, das gegenwärtig noch stark
auf seinen Ursprung aIs Grundlage für ein Institut für Kul-
turwissenschaften verweist, r^Teiter zu entwickeln, um dabei

die gemeinsame Zielsetzung nicht nur der eigenen Fakultät,
sondern darüber hinaus auch der anderen beiden Faku1täten

in Forschung und Lehre zu konkretisieren. Voraussetzung für
den Beginn des Studienbetriebs ist zudem die Besetzung der

vorgesehenen Prof essuren .

Für die weitere Ausgestaltung des kulturwissenschaftlichen
Studiengangs bevorzugt der Wissenschaftsrat gegenüber der

Möglichkeit eines dem amerikanischen ModeII nachempfundenen

Credit-Systems die Einrichtung eines integrierten Studien-
gangs mit einem einheitlichen Diplomabschlup und drei dis-
ziplinären Vertiefungsoptionen im Bereich der Geschichts-
wissenschaft, der Sozialwissenschaft und der Literatur- und

Sprachwissenschaft. Der Studiengang muB im Grundstudium

unbedingt eine disziplinäre Grundausbildung in einem der

drei Bereiche Geschichtswissenschaft, Sozialwissenschaft
oder Literatur- und Sprachwissenschaften gewährleisten.
Darüber hinaus sollte er einen hohen Anteil gemeinsamer

Lehrveranstaltungen enthalten. Das Hauptstudium sollte
durch disziplinübergreifende, problemorientj-erte Lehrange-

bote geprägt sein, die zugleich vertiefungen in einem der

drei Bereiche erlauben. Sowoh1 im Grund- als auch im Haupt-

studium soll-ten Methoden und Fragestellungen der Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften Eingang finden; dadurch wird
der interdisziplinäre Ansatz im Hauptstudium eine Verstär-
kung erhalten können. SchlieBlich wird es darauf ankommen,

ohne Verlängerung der Studienzeiten die Fremdsprachenaus-

bildung während des gesamten Studiums in das Lehrangebot

fach- und problemorientiert aufzunehmen. Die Vermittlung
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berufsbefähigender Kompetenzen sollte durch Praktika als
Bestandteil des Studiengangs unterstützt werden. Sie helfen
den Studierenden bei ihrer beruflichen Orientierung und
sind geeignet, den Arbeitsmarkt mit dem Kompetenzangebot
vertraut zu machen; als Rückmeldung über die Annahme des

Studiengangs sind sie für die Fakultät von Bedeutung.

über die Bereitstellung eines fachlichen Serviceangebotes
für die Studiengänge der anderen beiden Fakultäten hinaus
mup die Kulturwissenschaftliche Fakultät vom Beginn ihrer
Aufbauphase an ihre spezifischen Fragestellungen prägend
zur Geltung bringen. Die fachliche Ausstrahlung, die die
Kulturwissenschaftliche FakuLtät auch für die Rechtswissen-
schaft und die Wirtschaftswissenschaften erreichen kann,
wird entscheidend davon abhängen, ob es gelingt, die be-
grenzten kulturwissenschaftlichen Serviceleistungen zv
einer konzeptionellen Verzahnung der Fakultäten untereinan-
der weiterzuentwickeln und damit wesentlich zur Profilbil-
dung der Hochschule beizutragen.

Für diese Aufgabe sowie für die disziplinäre Fundierung und

fachliche Breite ihres angestrebten Studienangebots ist
nach Auffassung des Ytissenschaftsrates die vorgesehene
Austattung mit zwöIf Professuren nicht ausreichend. Sie
bedarf der Ergänzung um weitere sechs Professuren, die
nicht alle auf C4-Niveau angesiedelt sein müssen. In An-
knüpfung an seine Empfehlungen zu den Geisteswissenschaften
an den Universitäten der neuen Länder sollten sie der mit-
telalterlichen Geschichte mit Schwerpunkt Osteuropa, der
Kunstgeschichte Ost-Mitteleuropas, der Praktischen Philoso-
phie, der Vergleichenden Literaturwissenschaft, der Ver-
gleichenden Kommunikationswissenschaft mit Verbindung z1r

Ethnologie, Soziologie und Anthropologie sowie der Slawi-
stik gewidmet sein. Die genauere fachliche Schwerpunktbil-
dung sollte im Zuge der weiteren konzeptionellen Ausgestal-
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tung des Studiengangs und der Fakultät entwickelt werden

und in einer Berufungsplanung ihren Niederschlag finden.
Der Studienbetrieb sollte unter den genannten Voraussetzun-
gen zum Wintersemester L993/94 aufgenommen werden.

V. Zum Sprachenzentrum

Der Anspruch, die Universität Frankfurt/Oder international
auszurichten, mup auch Niederschlag in der Bedeutung fin-
den, die dem geplanten Sprachenzentrum beigemessen wird. Es

sol1 für a1le Studiengänge der Hochschule in den Studien-
plan integrierte Sprachangebote bereitstelleni es sollte
deshalb nicht z\ seinen institutionellen Aufgaben gehören,

selbst Forschung zu betreiben. Über seinen Leiter, der mit
dem Inhaber der vorgesehenen Professur für Sprachwissen-
schaft mit Schwerpunkt Fremdsprachendidaktik identisch ist,
ist es gleichwohl mit der Forschung in der Kulturwissen-
schaftlichen FakuLtät verbunden. Sowohl im Sinne der Aufga-
benstellung d.es Sprachenzentrums als auch zur Stärkung der

Sprachwissenschaft im Fächerkanon der Fakultät empfiehlt
der lVissenschaftsrat dem Land, diese Professur der Fach-

Sprachenforschung zu widmen. Denn neben einem allgemeinen
Angebot zur Sprachausbildung müBte das Sprachenzentrum
seine Aufgabe vor allem darin sehen, für die drei Fakultä-
ten ein qualifiziertes Fachsprachenangebot bereitzustellen.
Dazu haben sich Kompaktkurse besonders bewährt, die aller-
d.ings von Lehrkräften mit Kompetenzen sowohl in der jewei-
ligen Sprache als auch in den einzelnen Fachgebieten getra-
gen \derden müssen. Zwat könnten für die Hauptsprachen je-
weils festangestellte Studienräte im Hochschuldienst als
Koordinatoren des Lehrangebots vorgesehen werden, doch

sol-Ite d.ie Fachsprachenvermittlung nicht überwiegend Lehr-
beauftragten überlassen bleiben. Vielmehr ist es notwendig,
hierfür Fachlektoren vorwiegend aus dem Ausland zu gewin-
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nen. Der Wissenschaftsrat bittet das Land, für jede vorge-
sehene Fremdsprache in der Aufbauphase mindestens eine
Lektorenstell-e bereitzustellen.

VI. Zur Bibliothek

Die Aufgaben der Universität Frankfurt/Oder in Forschung
und Lehre sind nur zu erfüI1en, \denn Studenten und Wissen-
schaftlern eine der fachlichen Ausrichtung der Hochschule
entsprechend ausgestattete Bibliothek zur Verfügung steht.
Die gegenwärtige Unterbringung und Ausstattung der Biblj-o-
thek gestattet zwar die Aufnahme des Studienbetriebs, doch

stel1t sie lediglich eine übergangslösung dar, die so

schnell wie mögl-ich durch eine Neubaumapnahme ersetzt wer-
den soll-te. Mit der Anmeldung eines entsprechenden Vorha-
bens z:':ul;t 22. Rahmenplan für den Hochschulbau hat das Land

seine Absicht bekundet, dieser Notwendigkeit Rechnung z!
tragen. Das Land hat der Arbeitsgruppe Bibliotheken des

Wissenschaftsrates ein Bibliothekskonzept zugeleitet, das

sie zugleich im Frühjahr l-993 beraten wird. Zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt sind die Voraussetzungen für eine Empfehlung

des Ttissenschaftsrates zu diesem Komplex noch nicht gege-
ben.

VII. Zu Unterbringung und Infrastruktur

Mit einem Teil des künftigen Universitätshauptgebäudes, dem

benachbarten KongreBhotel sowie dem vormaligen Institut für
Lehrerbildung hat das Land die räumlichen Voraussetzungen
geschaffen, den Studienbetrieb zum Wintersemester L992/93
aufzunehmen. Wenn gegen Ende 1993 die dort noch unterge-
brachten Behörden das Hauptgebäude räumen, wird hier der
räumliche Schwerpunkt der Hochschule ausgebaut werden kön-
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nen. Die Zusicherung des Landes, dap im innerstädtischen
Bereich weitere F1ächen zum Ausbau der Hochschule zur Ver-
fügung stehen, bietet die Grundlage zur Erarbeitung eines
Unterbringungskonzepts r z! dessen Realisierung der Wissen-
schaftsrat bereits 3 Millionen DM als Planungskosten z:u.r

Aufnahme in den 22. Rahmenplan empfohlen hat.

Mit der Anmeldung von Vorhaben zur Grundsanierung des Uni-
versitätsgebäudes, zur Errichtung eines Erweiterungsbaus
sowie eines Sprachenzentrums und zum Neubau einer Mensa hat
das Land seine Absicht bekundet, die Unterbringung der Uni-
versität zu verbessern. Nach den bislang vorgelegten Be-
rechnungen des Landes ist jedoch nicht erkennbar, ob in
ausreichendem MaBe Hörsaalkapazitäten zur Verfügung stehen.
Darüber hinaus sollte das Land in seinen Planungen die
Bereitstellung von Forschungsflächen berücksichtigen, die
gerade zur Realisierung eines übergreifenden Forschungspro-
granms der drei Fakultät,en von Bedeutung sind. Angesichts
des frühen Planungsstandes nimmt der Wissenschaftsrat züt
Unterbringungsplanung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht
Stellung und bittet das Land, mit der Neu- bzw. Wiederan-
meldung d.es nächsten Vorhabens zum Rahmenplan eine Gesamt-
planung zum Standort Frankfurt/Oder vorzulegen.
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C. Zusammenfassende EmPfehlung

Der Wissenschaftsrat häIt die Planungen des Landes, zu-

nächst rund 34.400 flächenbezogene Studienplätze an Uni-
versitäten und Fachhochschulen zu errichten, für einen
angemessenen Gesamtrahmen. Diese ehrgeizigen Aufbauplanun-

gen und ihre Realisierung in kurzer Frist erfordern vom

Land erhebliche finanzielle und organisatorische Anstren-
gungen, d.ie innerhalb der Landespolitik deutliche finanzpo-
litische Prioritätensetzungen notwendig machen. Der Wissen-

schaftsrat bittet deshalb des Land, frühzeitig zu prüfen,
ob die finanziellen Voraussetzungen zur Realisierung des

Gesamtkonzepts gegeben sind. Dabei sollte das Land beach-

ten, daB nur solche Hochschulen auf Dauer lebensfähig und

attraktiv für Studenten und Professoren sind, die über eine
ausreichende Grundausstattung bei Persona1stellen, Sachmit-

te1n, Räumlichkeiten und Infrastruktur verfügen. Sol1te
dies nicht für aIle jetzt gegründeten Hochschulen gewähr-

leistet werden können, so empfiehlt der Wissenschaftsrat,
die Ressourcen zunächst auf wenige Standorte zu konzentrie-
ren und den Ausbau der Hochschulen, die bereits in die
Anlage zum Hochschulbauförderungsgesetz aufgenommen worden

sind, gezielt voranzutreiben. Der Wissenschaftsrat unter-
stützt das Land in seiner Absicht, bis zum Jahre 2000 einen

Fachhochschulanteil von 408 der Studienplätze aufzubauen,

und bittet, mittelfristig für einen solchen Anteil im Rah-

men der vorgesehenen 34.400 Studienplätze Sorge zu tragen,
zumal Fachhochschulen erfahrungsgemäB unter strukturpoli-
tischen Gesichtspunkten gerade bei mittelständischer tüirt-
schaftsstruktur unmitt.elbar nachhaltige !{irkung entfalten'

Die neugegründete Universität Frankfurt/Oder bietet mit den

Fakultäten für Rechtswissenschaft und für Wirtschaftswis-
senschaften ein schmales Fächerspektrum an, das sich zum

jetzigen Zeitpunkt überwiegend durch die Ausbildungsfunk-
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tion in den Studiengängen Rechtswissenschaft, Betriebswirt-
schaftslehre und Volkswirtschaftslehre definiert. Ein der-
artiges Fächerspektrum ist nach Auffassung des ttissen-
schaftsrates zrt schmal, um für eine Universität auf Dauer
eine tragfähige Grundlage zu bilden. Ein eigenes Profil
kann die Hochschule nur mit dem geplanten Aufbau einer
Kulturwissenschaftlichen Fakultät erreichen, die in For-
schung und Lehre fachliches NeuLand betreten und zugleich
die beiden anderen Faku1täten profilbildend verklammern
soII. Ihr Gründungskonzept sollte deshalb sorgfältig wei-
terentwickelt werden mit dem Ziel, fachübergreifende,
standortbezogene Fragestellungen für die Hochschul-e zu

erarbeiten, die über den Rahmen einer Landesplanung hinaus-
weisen, der Grenzlage angemessen sind und nach Ost und West

ausstrahlen.

Wie bei den anderen beiden Fakultäten ist es auch für die
künftigen Professoren der Kulturwissenschaftl-ichen Fakultät
unabdingbar, daß sie von Anfang an bereit sind, das Grund-
konzept der Hochschule eines interdisziplinärerl Kulturver-
gleichs in Forschung und Lehre mitzut,ragen. Für die Rea1i-
sierung der Planungen ist es von groBer Bedeutung, dap die
Professoren durch ihre Präsenz in Frankfurt/Oder den Aufbau
der Hochschule und ihrer Fakultäten unterstützen. Der !{is-
senschaftsrat bittet in diesem Zusammenhang das Land, im
Rahmen der Berufungsverhandlungen auf eine Residenzver-
pflichtung der Professoren al1er Fakultäten hinzuwirken.

Der Vtissenschaftsrat empfiehlt dem Land eine Konzentration
der Kräfte auf den personellen Aufbau der vier Studi-engänge
Rechtswissenschaft, Betriebswirtschaftslehre und Volkswirt-
schaftsl-ehre sowie Kulturwissenschaften. Dabei sollten die
Ausbildungskapazitäten zwischen Betriebswirtschaftslehre
und Volkswirtschaftslehre im Verhä1tnis von zwei zu eins
verteilt werden. Die Wirtschaftsinformatik sollte nicht a1s
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grundständiger studiengang eingerichtet, sondern als wahl-

fach aufgebaut werden. P1äne zur Errichtung eines studien-

gangs Wirtschaftsphysik und. Überlegungen zum Aufbau eines

zentrums für internationale Kommunikation sollten nicht
weitergeführt werden.

Der Wissenschaftsrat begrüBt, dap für polnische studenten

eine Teilnähme an dem studienangebot der Frankfurter Hoch-

schule durch besondere stipendien ermöglicht wird, die
gegenwärti§ von der Alfried Krupp von Bohlen und HaLbach-

stiftung sowie der Haniel-stiftung bereitgestellt werden'

Der langfristige Erfo1g für diese Form der deutsch-po1ni-

schen Zusammenarbeit wird entscheidend davon abhängen, daß

es dem Land Brandenburg gelingt, ein entsprechendes Stipen-
dienangebot für polnische Studenten dauerhaft bereitzustel-
len. Zugleich sollte das Land sicherstell-en, daß die Uni-

versität für polnische Bewerber um stipendien ein quali-
tätsorientiertes Auswahlverfahren entwickelt. In diesem

Zusammenhang bittet der Wissenschaftsrat das Land Branden-

burg und den Bund, im Rahmen der deutsch-polnischen Regie-

rungskommission für regionale und grenznahe Zusammenarbeit,

zu deren Aufgaben auch Fragen der Forschung sowie des Hoch-

schul- und unterrichtswesens gehören, sich dieses Problems

anzunehmen.

Die Stellungnahme enthält eine Reihe weiterer Empfehlungen

und Hinweise, um deren Berücksichtigung das Land gebeten

wird. Neben der inhaltlichen weiterentwicklung für die
studiengänge gilt dies vordringlich für die Erarbeitung

einer Unterbringungsplanung für den Standort Frankfurt/
Oder. Def Wissenschaftsrat empfiehlt die Aufnahme der Uni-

versität Frankfurt/oder in das Hochschulverzeichnis des

Hochschulbauförderungsgesetzes zum 1. Januar l-993.
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Er verbindet diese Empfehlung mit dem Vorbehalt, dap bis
zum geplanten Beginn des kulturwissenschaftlichen Studien-
gangs

- die Professuren der drei disziplinären Grundlagenfächer
Geschichte, Sozialwissenschaften sowie Sprach- und Lite-
raturwissenschaften besetzt sind;

- ein Studiengangskonzept ausgearbeitet ist;

- das Strukturkonzept für die Hochschule mit der profilbil-
denden Rolle der Kulturwissenschaften und ihrer Verzah-
nung mit den Studiengängen der anderen beiden Fakultäten
konkretisiert ist;

und daB mit den Anmeldungen zur. 24. Rahmenplan konkreti-
sierte Planungen

für die Stärkung der internationalen Orientierung der
juristischen Fakultät in Forschung und Lehre;

für die Ausrichtung der Wirtschaftswissenschaften auf
Fragen der Transformationsprozesse der Wirtschaftssysteme
in den ostmitteleuropäischen und osteuropäischen Staaten
vorgelegt werden.

Bei den Anmeldungen zum Rahmenplan sollte das Land regelmä-

Big über die weitere Entwicklung berichten. Nach einer
Aufbauphase wird der Vtissenschaftsrat in drei Jahren erneut
zur Entwicklung der Universität Frankfurt/Oder Stellung
nehmen.
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Anhang

Verzeichnis der vorgelegten Unterlagen

Denkschrift zur Gründung der Europa-Universität Viadrina
Frankfurt/Oder (vorgelegt vom Gründungssenat am 1. Juni
L992)

Entwurf einer Denkschrift des Gründungssenats der Universi-
tät Potsdam (27. Februar L992)

Vorläufige zusammenfassende Stellungnahme der Brandenburgi-

schen Landeskommission für Hochschulen und Forschungsein-
richtungen zur Hochschulplanung des Landes

Hochschul-Informations-System GmbH: Vorausschätzung der

Studienanfänger und Studentenzahlen in Brandenburg. Ziel-
projektion bis zum Jahr |OLO. 2. Entwurfsfassung, Mai L992

Ministerium für Forschung, Wissenschaft und Kultur des

Landes Brandenburgs Wissenschaft und Forschung im Lande

Brandenburg (Stand 27 .LL. 199L)

dass. : Übersicht über anzustrebende Eckwerte und Aufbau-

ziele der Hochschulplanung des Landes Brandenburg (26' Mai

Lee2)

dass.: Bericht zum Stand des Hochschulausbaus (5.11.L992)

Antworten des Ministeriums für Forschung, Wissenschaft und

Kultur d.es Landes Brandenburg auf die Fragen des Ttissen-

schaftsrates zur Errichtung der Europa-universität viadrina
Frankfurt/Oder mit Ergänzungen und Anlagen (September bis
Dezember L992)


